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Vorbemerkung

Ausgangspunkt des Projekts „Für einen produk-
tiven und solide fi nanzierten Staat“ war der Ein-
druck, dass einerseits der deutsche Staat kontinu-
ierlich Haushaltsdefi zite aufweist, also mehr aus-
gibt, als er einnimmt, dass sich andererseits aber 
das Angebot an öffentlichen Gütern und Dienst-
leistungen verschlechtert – zumindest in der 
Wahrnehmung der Bevölkerung. Aus diesem 
Grund sollte ermittelt werden, warum die Staats-
einnahmen nicht gleichmäßiger zunehmen, ob 
ein Anstieg der Menge oder der Preise der Leis-
tungen des Staates für das Ausgabenwachstum 
verantwortlich ist und wie es um die Effi zienz 
und die Effektivität der Leistungen des Staates 
 bestellt ist.

Die hier vorliegende Studie setzt sich mit der 
Effi zienz und Effektivität von Staatsausgaben aus-
einander. Sie verdeutlicht, dass die Messung bei-
der Größen schwierig ist, Deutschland im inter-
nationalen Vergleich vielfach im Mittelfeld liegt 
und die Strategien zur Effi zienzsteigerung nur 
 bedingt zum Erfolg geführt haben. Sie zeigt aber 
auch, dass der Umbau des Sozialstaats vom Trans-
fer- zum Dienstleistungsstaat Effi zienz und Effek-
tivität deutlich verbessern kann.

Die Effi zienz ist das Verhältnis zwischen pro-
duzierten Gütern (Output) zum eingesetzten In-
put. Im Staatssektor lässt sich die Effi zienz nur 
schwer bestimmen, da die produzierten Leistun-
gen nicht für den Markt erstellt wurden und so-
mit keinen Marktpreis haben und darüber hinaus 
die Produktionskosten – z. B. einer Stunde Un-
terricht – nur begrenzt bekannt sind. Effektivität 
hingegen drückt das Verhältnis zwischen ange-
strebtem und erreichtem Ziel aus. Auch hier ist 
die Messung ebenfalls schwierig, da z. B. das Er-
gebnis von vielfältigen exogenen – also nicht oder 
nur schwer beeinfl ussbaren oder messbaren – Fak-
toren abhängig ist oder es sich erst mit einer 
 Zeitverzögerung einstellt.

Auch wenn die Effi zienzmessung im öffent-
lichen Sektor nicht unproblematisch ist und so-
mit nur schwerlich direkte Politikempfehlungen 
aus den Analysen abgeleitet werden können, 
stellt sie doch einen Diagnoseschritt dar, der 
möglichen Reformbedarf aufzeigt. Notwendig ist, 
sich mit den Ursachen der Effi zienzlücken stärker 
auseinander zu setzen und sich dabei nicht von 
durch Schätzungen suggerierten Kausalitätsbe-
ziehungen fehlleiten zu lassen. 

Alle bekannten Effi zienzstudien zeigen, dass 
alle Länder oder Sektoren Effi zienzreserven haben – 
also dass die erbrachten Leistungen mit gerin-
geren Ausgaben oder mit einer höheren Qualität 
realisiert werden könnten. Dies gilt auch für 
Deutschland, das bei den Vergleichen vielfach 
eine durchschnittliche Position einnimmt. So 
zeigen Studien, die die Effi zienz- und Effektivität 
der Gesundheitsversorgung untersuchen, dass die 
USA fast doppelt so viel wie Deutschland pro 
Kopf aufwenden, wobei das Ergebnis, gemessen 
an der durchschnittlichen Lebenserwartung, in 
Deutschland deutlich besser ist. Zugleich weisen 
Länder wie Israel, Italien und Japan eine noch 
höhere Lebenserwartung bei noch geringeren 
Ausgaben auf. Interessant ist, dass die Effi zienz-
unterschiede innerhalb einzelner Gesundheitssys-
teme nicht kleiner sind als zwischen den Syste-
men. Folglich ist nicht ein Systemwechsel, son-
dern ein kontinuierliches Verbessern des vorhan-
denen Systems erforderlich. Darüber hinaus 
zeigen Länder mit klaren gesundheitspolitischen 
Prioritäten, Zielen und Aufgabenzuordnungen die 
besten Ergebnisse. Schwieriger ist es im Bereich 
Bildung. Während der PISA-Test deutlich Ver-
besserungspotenzial für die deutsche Sekundar-
stufe aufzeigt, sind die Ergebnisse des tertiären, 
akademischen Bildungssektors uneinheitlich, da 
hier die Leistungen nicht homogen sind. Folglich 
sind die vorgeschlagenen Maßnahmen, wie die 
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langfristig planbare Finanzausstattung und Kom-
petenzübertragung im Personalbereich, eher allge-
meiner Natur. Auch ist der Einfl uss der exogenen 
Faktoren, wie das allgemeine Bildungsniveau der 
Bevölkerung, soziale Ungleichheiten, Unterschiede 
in den Lebensstandards, sehr hoch. Folglich ist für 
diesen Bereich zu konstatieren, dass die verfügba-
ren Studien nur sehr bedingt Rückschlüsse auf die 
Qualität der (Aus-)Bildung zulassen. 

Im Allgemeinen wird von Reformen der 
Budget prozesse und des Managementsystems, 
dem E-Government und dem verstärkten Einsatz 
von Marktelementen sowie von einem Umbau 
des Sozialstaats vom Transfer- zum Dienstleis-
tungsstaat ein positiver Einfl uss auf die Effi zienz 
und Effektivität erwartet. Die Reform der Budget-
prozesse zielt unter anderem auf verbesserte, 
langfristigere Budgeterstellungs- und Budget-
vollzugsprozesse sowie die Bindung von Mittelzu-
weisungen an erzielte Effi zienzverbesserungen. 
Dies und die Reform des Managementsystems, 
also die Einführung der Outputsteuerung, eine 
stärkere Performancesteuerung inklusive Anreiz-
systemen und ein verbessertes Personalmanage-
ment, sollen zu einer verbesserten strategischen 
Planung führen, die Ziele konkreter formuliert, 
Diskussions- sowie Politikrevisionsprozesse an-
stoßen, die Ressourcen- und Ergebnisverantwor-
tung zusammenführen und die Transparenz stei-
gern. Die Einführung und verstärkte Nutzung 
von elektronischen Informations- und Kommu-
nikationstechniken, dem E-Government, sollen 
vor allem die Datenqualität, Servicequalität und 
Kundenzufriedenheit verbessern, Prozesszeiten 
verkürzen und Kosteneinsparungen erreichen. 
Der verstärkte Einsatz von Marktelementen soll 
mittels Wettbewerb auf der Angebotsseite die 
Kundenorientierung und das Kostenbewusstsein 
der öffentlichen Hand verbessern. Hierbei wird 
auf Instrumente wie Benchmarking, PPP, Out-
sourcing, Ausschreibungen und Privatisierung 
zurückgegriffen. Für alle ausgeführten Strategien 
ist die Evidenz positiver Effekte widersprüchlich. 
Darüber hinaus sind auch die Transaktionskosten  
in den meisten Fällen deutlich gestiegen und die 
Kontrollmöglichkeiten des Staates wurden zum 
Teil stark eingeschränkt. 

Grundlegender und auch erfolgversprechen-
der ist der Umbau des Sozialstaats vom Transfer- 
zum Dienstleistungsstaat. Ziel ist es, durch vor-
beugende Maßnahmen und Anreize langfristige 
Folgekosten zu vermeiden und damit die Effi  zienz 
sowie Effektivität und zugleich das Wachstums- 
und Beschäftigungspotenzial einer Volkswirt-
schaft zu steigern. Eine besondere Rolle spielen 
neben der Gesundheitsversorgung die Familien- 
und Arbeitsmarktpolitik. Im Zentrum steht die 
Umschichtung von monetären Transferleistun-
gen zugunsten von Sachleistungen. In der Fami-
lienpolitik bedeutet dies, hochwertige Kinderbe-
treuungseinrichtungen zu schaffen – was u. a. die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen verbessert und 
die soziale Mobilität steigert. In der Arbeitsmarkt-
politik geht es darum, die Aus- und Weiterbildung 
stärker zu fördern, die Arbeitsfähigkeit zu erhal-
ten und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz 
auszubauen. Die Annahme, dass ein Strategie-
wechsel zugunsten der Konzentration auf vorsor-
gende Aktivitäten hilft, die Effi zienz und Effek-
tivität der Staatsausgaben zu steigern, ist plausibel 
und wird vereinzelt in theoretischen Arbeiten be-
stätigt. Jedoch steckt die empirische Forschung 
zu dieser Frage noch in den Anfängen.

Auch wenn Deutschland bei Effi zienz und 
Effektivität gute Ergebnisse vorweisen kann, so 
ist es Aufgabe der öffentlichen Hand, sie konti-
nuierlich zu verbessern, denn Ziel ist nicht die 
Steigerung der Ausgaben, sondern die Staatstätig-
keit von der Einnahmen- und Ausgabenseite so 
zu organisieren, dass die Bürger die von ihnen 
 gewünschte Menge, Struktur und Qualität der 
 öffentlichen Güter und Dienstleistungen (ein-
schließlich Transfers) zu möglichst geringen Kos-
ten erhalten – ohne allerdings die Einkommen 
im öffentlichen Sektor von denen in der Privat-
wirtschaft abzukoppeln und ohne dass die Ver-
schuldung oder mindestens der Schuldenstand 
relativ zur Wertschöpfung zunimmt. 

René Bormann

Leiter Arbeitsbereich Steuerpolitik

 Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

der Friedrich-Ebert-Stiftung
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1. Einleitung

Das Interesse an der Effi zienz und Effektivität der 
Staatsausgaben ist gegenwärtig primär im Zusam-
menhang mit den Bemühungen vieler Länder zu 
sehen, die im Zuge der jüngsten Finanz- und 
Wirtschaftskrise entstandenen Budget- und Ver-
schuldungsprobleme dauerhaft zu lösen. Die Pro-
blemstellung ist allerdings viel älter und wurde 
zunächst als einer von mehreren Lösungswegen 
gesehen, um strukturelle „Budgettreiber“ wie die 
Alterung der Gesellschaft zu identifi zieren und 
die langfristige Vergrößerung des Staatssektors im 
Sinne des „Wagnerschen Gesetzes“1 in den Griff 
zu bekommen. Im Zentrum von Reformbestre-
bungen steht dabei die Verbesserung der Effi zienz 
und Effektivität staatlichen Handelns. 

Einer der Lösungsansätze, der nicht nur in 
der Fachwelt ausführlich diskutiert wurde, son-
dern auch in die Politik Eingang fand, ist das 
„New Public Management“ (NPM), das in den 
1980er Jahren in Neuseeland seinen Ausgang 
nahm. Bei diesem – im deutschen Sprachraum 
auch als „Neues Steuerungsmodell“ bekannten – 
Ansatz wird versucht, Effi zienz- und Effektivi-
tätskriterien, wie sie sich bei marktwirtschaftlich 
organisierten Unternehmen bewährt haben, auch 
auf den öffentlichen Sektor anzuwenden. Dem 
langfristigen Trend zur Erhöhung der Staatsquote 
(Staatsausgaben in Prozent des BIP) soll dabei 
durch Einschränkung der Staatsaufgaben und 
eine Neuorganisation der Staatstätigkeit entge-
gengewirkt werden. Wie Bogumil (2004) ausführt, 

sind die entsprechenden Reformanstöße zwar oft 
von konservativen Regierungen ausgegangen 
(z. B. Großbritannien, USA, Schweden), doch ha-
ben sich auch Labour-Regierungen (z. B. Neusee-
land, Australien) erfolgreich des NPM-Modells 
bedient. Die Wirkungen der ergriffenen Maßnah-
men (im Bereich von Steuerungs-, Kontroll- und 
Koordinierungsreformen) sind freilich oft be-
scheiden geblieben.2 Vor allem in den deutschen 
Kommunen gebe es viele neue Steuerungsinstru-
mente (z. B. Produktkataloge, Kosten- und Leis-
tungsrechnungen), doch würden sie kaum zu 
Steuerungszwecken eingesetzt.

Aufbauend auf NPM wird die öffentliche 
Verwaltung heute von weiteren leistungsverbes-
sernden Ansätzen, wie „Total Quality Manage-
ment“ (TQM) oder „E-Government“, geprägt. Ih-
nen ist gemein, dass sie Marktelemente in den 
Ablauf der Staatstätigkeit integrieren wollen, um 
zu mehr Bürgernähe zu gelangen und die Kosten 
für öffentliche Leistungen zu senken. Angespro-
chen wird damit einerseits die Frage, ob und wie 
die Effi zienz und die Produktivität der vom Staat 
erbrachten Dienstleistungen erhöht werden kön-
nen Zum anderen geht es um die Effektivität der 
Staatstätigkeit und damit um die Frage, ob eine 
Dienstleistung überhaupt vom Staat erbracht wer-
den soll und welche Wirkungen davon zu erwar-
ten sind. Daraus soll abgeleitet werden, mit wel-
chen Maßnahmen die Qualität der öffentlichen 
Dienstleistungen bei gegebenen Kosten verbes-

1 Adolph Wagner (1893) hat das empirische „Gesetz“ von der Zunahme der Staatsquote mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen formuliert.
2 Manche Autoren (z. B. Savoie 1995) sehen in NPM sogar eine grundsätzlich verfehlte Strategie, weil vorhandene Ineffi zienzen im öffent-

lichen Sektor nicht bei den Bediensteten, sondern bei der Politik zu korrigieren seien und daher privatwirtschaftliche Verfahrensweisen 
erfolglos bleiben müssten. Tatsächlich wird man wohl beide Bereiche – Politik und Verwaltung – in Reformbemühungen einbeziehen 
müssen.
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sert werden kann bzw. ob und wie bei einem ge-
gebenen Bündel staatlicher Leistungen die Kosten 
gesenkt werden können.

Der folgende Überblick über die wissen-
schaftliche (vor allem auch empirische) Literatur 
zu diesen Themenbereichen defi niert zunächst 
die verwendeten Begriffe und widmet sich kurz 
den allgemeinen Problemen, die bei der Messung 
von Produktivität, Effi zienz und Effektivität im 
 öffentlichen Sektor auftreten (Abschnitt 2). Ab-
schnitt 3 analysiert und bewertet die Ergebnisse 

der wichtigsten einschlägigen empirischen Stu-
dien, die sich mit der Effi zienz und Effektivität 
von Staatsausgaben befassen. Dabei wird nach 
Ausgabenkategorien vorgegangen und die Aussa-
gekraft einzelner Indikatoren beurteilt. Die Er-
gebnisse von Studien über Deutschland werden 
separat dargestellt. In Abschnitt 4 werden An sätze 
zur Effektivitäts- und Effi zienzverbesserung 
im öffentlichen Sektor behandelt, gefolgt im 
 Abschnitt 4 von einer Zusammenfassung mit 
Schlussfolgerungen für die Wirtschaftspolitik. 
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Die Wirtschaftsleistung eines Unternehmens, 
 eines Sektors oder der gesamten Wirtschaft wird 
im Allgemeinen an der realen Wertschöpfung 
oder auch an der realen Bruttoproduktion (abso-
lut oder in Relation zu anderen Größen) gemes-
sen. Hierzu bedarf es entweder realer Outputgrö-
ßen (z. B. die Stückzahl eines produzierten Gutes) 
oder nomineller Umsatzzahlen, die mit dem je-
weiligen Marktpreis defl ationiert werden. 

Preise und Kosten im öffentlichen Sektor 
 lassen sich jedoch oft nur sehr schwer bestim-
men, da die dort produzierten Dienstleistungen 
nicht für den Markt erstellt werden und daher 
auch keinen Marktpreis kennen. Solche Dienste 
werden als öffentliche Leistungen oft für den 
Nutzer kostenfrei bereitgestellt (z. B. Straßenbe-
leuchtung, öffentliche Sicherheit, Justizwesen) 
oder zu subventionierten Preisen bzw. gegen eine 
unter den Herstellungskosten liegende Eigenbe-
teiligung der Nutzer abgegeben (Medikamente, 
öffentlicher Verkehr, soziale Dienstleistungen). 

Bei der Messung der Wirtschaftsleistung des 
öffentlichen Sektors sind häufi g nur die tatsächlich 
aufgewendeten Ausgaben (Inputs) bekannt, z. B. die 
Gehälter der öffentlich Bediensteten. Kann der Out- 
put nicht gemessen werden, lassen sich auch die 
Effi zienz und die Produktivität nicht beurteilen. 

Im Bemühen, physische Indikatoren für die 
Output- und Produktivitätsmessung zu entwi-
ckeln, sind verschiedene Outputindikatorme-
thoden entwickelt worden, die allerdings oft nur 
unbedeutende Teile aller Dienstleistungen des 
 öffentlichen Sektors erfassen und sich daher nur 
beschränkt für eine gesamtwirtschaftliche Beur-
teilung eignen.

Bevor auf die mit der Analyse verbundenen 
Fragen eingegangen wird, sollen zunächst einige 
Begriffe erläutert werden. Effi zienz, Effektivität, 
Produktivität, aber auch „Performance“ werden 
oft synonym verwendet, sie sollen hier in An-

lehnung an die OECD (2011a) wie folgt ausein-
ander gehalten werden:
– Mit „Performance“ (Leistung, Leistungsfähig-

keit, Leistungsbereitschaft) bezeichnet man je-
des Ergebnis einer Aktivität, wie immer es ge-
messen bzw. ausgedrückt/dargestellt wird (abso-
lute Werte, Indizes, Verhältniszahlen, Vergleichs-
zahlen). Ein geläufi ger Performanceindikator 
sind etwa die Leistungskennzahlen für 15-jäh-
rige Schüler aus den PISA-Tests der OECD.

– „Produktivität“ misst das Verhältnis von (rea-
lem) Output zu den (realen) Inputs (z. B. Pro-
duktion je Beschäftigte).

– „Effi zienz“ misst ebenfalls die Beziehung zwi-
schen Output und Inputs, aber nicht als ab-
solutes, sondern als relatives Konzept (Lonti – 
Woods 2008), weil nun auch Kosten und 
 Produktionsmöglichkeiten in das Kalkül ein  -
be zogen werden: Je weniger Inputs (bzw. In-
putkosten) für einen gegebenen Output erfor-
derlich sind bzw. je mehr Output bei gegebe-
nen Inputs (bzw. Inputkosten) erzielt werden 
kann, umso effi zienter ist die Produktion. Ein 
effi zienter Produktionsprozess liegt vor, wenn 
die Produktionskosten minimiert werden – 
dieser Prozess liegt dann an der „Effi zienzgren-
ze“. In Anlehnung an Sproles (1999) bedeutet 
Effi zienz „doing a thing right“.

– „Effektivität“ erweitert den Begriff der Effi  zienz 
um eine Zieldimension: „doing the right thing“ 
(Ziel/Outcome-Relation). Gemessen wird die 
 Effektivität nicht primär am kurzfris tigen Pro-
duktionsergebnis (Output), sondern am Out-
come, welcher i.e.S. (mikroökonomisch) den 
Kundennutzen und i.w.S. (makroökonomisch) 
sowohl die politische Zielsetzung (z. B. eine be-
stimmte Wachstumsrate oder einen angestreb-
ten Gesundheitsstandard) als auch exogene Fak-
toren, die von der Politik nicht beeinfl usst wer-
den können, berücksichtigt (vgl. Abbildung 1).

2. Methodische Grundlagen und Messprobleme im öffentlichen Sektor



9

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Bei der Effi zienzberechnung ist zu berücksichti-
gen, dass Staatsausgaben nicht nur als Input für 
die technische Produktion von öffentlichen 
Dienstleistungen fungieren, sondern auch ande-
ren wirtschaftspolitischen Zielen – neben der 
 Allokationsaufgabe des Staates – dienen. Die In-
puts sind daher möglicherweise nicht voll einem 
eng begrenzten Output zuzuordnen, vielmehr 
gibt es so etwas wie einen „versteckten Output“ 
(Thanassoulis 2001). 

Hat sich die empirische Arbeit anfänglich auf 
die Messung von Ineffi zienzen konzentriert, so 
sucht die jüngere Literatur nach Erklärungen für 
Ineffi zienzen. Umfang und Qualität der Leistun-
gen des öffentlichen Sektors (der Outputs) hän-
gen nicht nur vom Effi zienzgrad ab, sondern auch 
von Umfang und Qualität der (steuerbaren) In-
puts sowie von exogenen Faktoren („Umweltfak-
toren“), die nicht vom Produktionsprozess beein-
fl usst und kurzfristig auch vom Staat nicht ge-
lenkt werden können.3 Wenn daher in einem in-
ternationalen oder interregionalen Vergleich die 
Effi zienzgrade („effi ciency scores“) stark ausein-
ander klaffen, kann dies auch auf unterschiedli-

che Ausgangsbedingungen zurückzuführen sein. 
Für die Wirtschaftspolitik stellt sich dann die Fra-
ge, ob neben der Beseitigung von Ineffi zienzen 
längerfristig auch an der Verbesserung der Rah-
menbedingungen gearbeitet werden soll und 
kann, um das erforderliche Ausmaß öffentlicher 
Ausgaben verringern sowie deren Effektivität und 
Effi zienz erhöhen zu können.

Zusammenfassend sei nochmals die Schwie-
rigkeit der Outputmessung im öffentlichen Sek-
tor betont, weil damit auch teilweise jene Ergeb-
nisvielfalt bei empirischen Studien zu erklären 
ist, auf die im folgenden Abschnitt eingegangen 
wird. Die Ergebnisse hängen überdies von der 
Wahl der Variablen, der zeitlichen Abgrenzung 
und der Schätzmethoden ab. Für die Messung 
 sowohl der Effi zienz als auch der Effektivität be-
steht insbesondere das Problem, dass die Zusam-
menhänge zwischen Inputs und Outputs bzw. 
Outcomes zeitlich oft stark verzögert sind und eine 
direkte Zuordnung schwierig ist. Um Spezifi ka-
tions- und Schätzfehler aufzuspüren, empfehlen 
manche  Autoren (z. B. Cummins/Zi 1998) die paral-
lele Anwendung unterschiedlicher Methoden.

Abbildung 1:

Konzeptioneller Rahmen für Effi zienz und Effektivität

Quelle: Mandl et al. 2008.

Umweltfaktoren
z. B. Rahmenbedingungen bezüglich Regulierungen und Wettbewerb, sozio-ökonomischer Hintergrund,

Klima, ökonomische Entwicklung, Funktionieren der öffentlichen Verwaltung

allokative Effi zienz

technische Effi zienz

monetäre und 
nicht-monetäre 

Ressourcen

Effektivität
Input Output Outcome

3 Ob eine Einfl ussgröße endogen oder exogen ist, hängt bis zu einem gewissen Grad von der Betrachtungsebene ab. Als Beispiel dient bei 
Mandl et al. (2008) der Lohnsetzungsmechanismus, der für die Effi zienz des Ausbildungswesens exogen ist, für die Effi zienz der gesam-
ten öffentlichen Verwaltung aber endogen sein wird. Je höher das Aggregationsniveau bei der Effi zienzmessung ist, umso eher werden 
die Quellen von Ineffi zienzen verborgen bleiben. Exogen sind aber jedenfalls unterschiedliche Ausgangsbedingungen, die sich in der 
Höhe der öffentlichen Ausgaben niederschlagen. Mattina/Gunnarsson (2007) führen als Beispiel die höheren Kosten im Straßenbau an, 
die ein gebirgiges Land gegenüber einem ebenen Land aufwenden muss. Höhere Ausgaben sind dann kein Indiz für höhere Ineffi zienz.
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3.1  Gesamtwirtschaftliche Studien 

In den letzten Jahren ist eine umfangreiche em-
pirische Literatur zur Effi zienzmessung im öffent-
lichen Sektor entstanden. Bei den meisten Ar-
beiten geht es um Vergleiche über die Zeit, zwi-
schen öffentlichem und privatem Sektor sowie 
zwischen Ländern oder Regionen. Jüngere Studi-
en beschränken sich im Allgemeinen nicht auf 
die reine Input-/Output-Betrachtung, sondern 
versuchen bei Vergleichen zwischen Ländern und 
Sektoren, Unterschiede in der relativen Effi zienz 
durch Umweltfaktoren zu erklären. Erst danach 
wird jene Ineffi zienzkomponente sichtbar, auf 
welche die Wirtschaftspolitik unmittelbar Ein-
fl uss nehmen kann. Im Zuge der Erstellung von 
Modellen mit multiplen Einfl ussgrößen ist zu klä-
ren, ob eine Variable, die für das Zustandekom-
men des Outputs relevant ist, als (steuerbarer) 
Input oder als (nicht unmittelbar steuerbarer) 
Umweltfaktor einzustufen ist. 

Einige Effi zienzstudien behandeln den öf-
fentlichen Sektor als Ganzes, also die Effi zienz 
sämtlicher staatlicher Aktivitäten zusammen ge-
nommen. Zu ihnen zählen hinsichtlich der Allo-
kations-, Stabilisierungs- und Verteilungsfunk-
tion Tanzi/Schuknecht (1997, 2000); Afonso et al. 
(2005, 2006, 2008); Maroto-Sánchez/Rubalcaba-
Bermejo (2007) und Mandl et al. (2008). Mit dem 
Einfl uss von Budgetregeln und anderer institu-
tioneller Faktoren sowie mit der Privatisierung 
staatlicher Einrichtungen auf die Effi zienz der 
Staatstätigkeit befassen sich u. a. Strauch/von Ha-
gen (2000); Persson/Tabellini (2001) und Drake/
Simper (2001). 

Aristovnik (2009) fasst einige der wichtigsten 
einschlägigen Studien zusammen und kommt 
zum Schluss, dass es kaum ein Land oder einen 
Staatssektor gibt, der nicht mit geringeren Aus-
gaben die gleiche Leistung erbringen könnte. Die 

Effi zienzwerte klaffen zwischen den betrachteten 
Ländern weit auseinander, wie in empirischen 
Studien auch für das Bildungswesen in Europa 
(Clements 2002) und in der OECD (St. Aubyn 
2003), für öffentliche Ausgaben in der OECD und 
in Schwellenländern (Afonso/Schuknecht/Tanzi 
2005, 2006) sowie für Gesundheit und Bildung in 
OECD-Staaten (Afonso/St. Aubyn 2005, 2006a,b) 
gezeigt wird. 

Afonso et al. (2005) errechnen zusammenge-
setzte Indikatoren für Leistung und Effi zienz des 
öffentlichen Sektors nach Ausgabenkategorien 
für 23 OECD-Länder und die Eckjahre 1990 und 
2000. Hohe Effi zienzwerte erreichen folgende 
Länder: die Schweiz bei Verwaltung und Infra-
struktur, Japan bei Bildung, Island bei Gesund-
heit, Österreich bei der Einkommensverteilung, 
Norwegen bei wirtschaftlicher Stabilität und 
 Luxemburg bei der Wirtschaftsleistung. Gute 
Werte für den gesamten öffentlichen Sektor errei-
chen Japan, Norwegen, Österreich und die Nie-
derlande. Tendenziell sind kleine Staatssektoren 
effi zienter als große. Deutschland nimmt eine 
durchschnittliche Position ein.

Aus dem Ergebnis von Afonso et al. (2005), 
wonach Länder mit kleinen Staatsquoten im All-
gemeinen zu den effi zienteren gehören, kann 
aber nicht unbedingt eine Politikempfehlung zur 
Reduktion der Staatsausgaben abgeleitet werden; 
wenn das Entwicklungsniveau oder die gesell-
schaftlichen Präferenzen eine Zunahme der 
Staatsausgaben erfordern, dann ist die Zunahme 
der Grenzkosten der Staatsausgaben der Preis, 
den die Gesellschaft für öffentliche Güter zu 
 zahlen bereit sein wird. Die vorhandenen Ana-
lysemethoden lassen solche weiterführenden 
Über legungen allerdings kaum zu. Ein großer 
Staatssektor muss also nicht notgedrungen auf 
höhere Ineffi zienzen schließen lassen (La Porta et 
al. 1999).

3. Ergebnisse empirischer Studien
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In SCP (2004) werden die Sektoren Bildung, 
Gesundheit, innere Sicherheit und öffentliche 
Verwaltung für einzelne Ländergruppen an Hand 
einfacher und zusammengesetzter Indikatoren 
untersucht. In Südeuropa ist die Effi zienz im öf-
fentlichen Sektor generell und besonders im 
 Bildungssektor unzureichend, in den neuen EU-
Mitgliedstaaten gilt das Gleiche für den gesamten 
Staatssektor, hingegen ist der Bildungssektor 
überdurchschnittlich effi zient. In Nordeuropa 
und in angelsächsischen Ländern ist die Effi zienz 
sowohl allgemein als auch im Bildungssektor 
hoch.

Mandl et al. (2008) weisen auf die Schwierig-
keit hin, Effi zienz- und Effektivitätswerte für den 
gesamten öffentlichen Sektor zu ermitteln, weil 
brauchbare Output- und Inputindikatoren kaum 
zur Verfügung stehen und die Aggregation über 
Einzelaktivitäten unterschiedliche Interpretatio-
nen der Ergebnisse zulässt. Daher ist eine Effi  zienz-
messung auf sektoraler Ebene vorzuziehen. Auf 
empirische Ergebnisse für einige Wirtschafts sek-
toren wird im nächsten Abschnitt eingegangen.

3.2  Sektorale Ergebnisse

Traditionell werden die Staatsausgaben aus mak-
roökonomischer Perspektive grob in (mehr oder 
weniger unproduktive) Konsumausgaben und 
(produktive) Investitionsausgaben gegliedert. Er-
gänzend dazu gibt es seit einiger Zeit auch Daten 
für eine funktionale Gliederung, etwa nach dem 
COFOG-System4 oder einer Aggregation der dort 
verfügbaren Gruppen. Die empirischen Arbeiten 
konzentrieren sich auf einige wenige Sektoren, 
für die es sinnvolle Bezugsgrößen und dazugehö-
rige Daten gibt. Es sind dies insbesondere der 
 Bildungs- und der Gesundheitssektor, die in den 
meisten Ländern erhebliche Teile der Staatsaus-
gaben abdecken. Charakteristisch für viele sekto-
rale Studien ist, dass sie diese beiden Sektoren 

zusammen behandeln (z. B. Jayasuriya/Wodon 
2003; De Kam et al. 2004; SCP 2004; Wilson 2004; 
Afonso/St. Aubyn 2005; ADB 2006; Estache et al. 
2007). Neben diesen Sektoren wird in der fol-
genden Darstellung noch auf die Bereiche For-
schung, Infrastruktur und soziale Sicherheit ein-
gegangen, die in den meisten Ländern ebenfalls 
einen bedeutenden Anteil an den Staatsausgaben 
haben und in der Literatur ebenfalls häufi ger 
 evaluiert werden.

3.2.1  Gesundheitsausgaben

Bei den Gesundheitsausgaben des Staates domi-
nieren traditionell soziale Ziele, doch gibt es auch 
wirtschaftliche Ansätze zur Beurteilung ihrer Effi -
zienz und Effektivität. Die öffentlichen Gesund-
heitsausgaben sind für die OECD insgesamt von 
etwa vier Prozent des BIP zu Beginn der 1970er 
Jahre auf etwa neun Prozent im Jahr 2008 ge-
stiegen, wobei gegen Ende dieser Periode eine 
 Stagnation auf diesem hohen Niveau eingetreten 
ist. Die Pro-Kopf-Ausgaben sind allerdings von 
Land zu Land sehr verschieden.

Der wichtigste Outputindikator im Gesund-
heitsbereich ist die Lebenserwartung der Bevöl-
kerung zum Zeitpunkt der Geburt. 2009 lag sie 
im Durchschnitt der OECD bei 79,3 Jahren, das 
sind um fast elf Jahre mehr als noch 1960 (OECD 
2009, 2011b). Diese Entwicklung ist teilweise der 
Gesundheitspolitik zuzuschreiben, wie aus dem 
generell für die OECD-Länder geltenden posi-
tiven Zusammenhang mit der Höhe der öffent-
lichen Gesundheitsausgaben pro Kopf der Bevöl-
kerung hervorgeht (Joumard et al. 2010a). Abbil-
dung 2 zeigt diesen Zusammenhang für 2008. 
Gemessen an der durch die Punktewolke verlau-
fenden (nicht-linearen) Schätzung haben etwa 
Japan, Israel und Chile eine relativ hohe Lebens-
erwartung, wogegen sie in Ungarn, der Slowakei 
und den USA relativ niedrig ist; Deutschland liegt 
genau auf der Regressionsgeraden, was – gemes-

4 Die Klassifi kation der Aufgabenbereiche des Staates (Classifi cation of the Functions of Government – COFOG) beruht auf einer Abgren-
zung der Staatsaktivitäten in zehn funktionale Bereiche (Allgemeine Verwaltung, Verteidigung, Polizei und Justizwesen, Wirtschaftliche 
Angelegenheiten, Umweltwesen, Wohnungswesen und kommunale Infrastruktur, Gesundheitswesen, Kulturelles (inkl. Sport, Religion 
und Freizeit), Bildungswesen und soziale Sicherung). COFOG wurde in der OECD erarbeitet und von den Vereinten Nationen als Stan-
dardklassifi kation staatlicher Aktivitäten übernommen.
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sen am Indikator Lebenserwartung – auf durch-
schnittliche Effi zienz des Gesundheitssystems 
deutet. Die Grafi k beschreibt aber nur den einfa-
chen Zusammenhang zwischen einer (fi nanziel-
len) Inputgröße (Gesundheitsausgaben pro Kopf) 
und einem Output-Indikator (Lebenserwartung).

Zu den exogenen Faktoren, die ganz allge-
mein die an den Output/Input-Relationen ge-
messenen Ineffi zienzen der Gesundheitsausgaben 
teilweise erklären können, gehören im Gesund-
heitssektor u. a. das allgemeine Entwicklungs-
niveau, die Bevölkerungsdichte, das Bildungs-
niveau, die Qualität der öffentlichen Verwaltung, 
das Gesundheitsbewusstsein, die Arbeitsbedin-
gungen und Wohnverhältnisse sowie der Beitrag 
der privaten Leistungen zu den gesamten Ge-
sundheitsausgaben eines Landes.

Zu empirischen Arbeiten über die Effi zienz 
im Gesundheitssektor bietet Hollingsworth (2003) 
einen Überblick über frühe Studien und Joumard 
et al. (2010b) über neuere Studien. Wichtige em-
pirische Berechnungen zur Effi zienz von Gesund-
heitssektoren wurden in der OECD geleistet (z. B. 
Joumard et al. 2008). Bei Joumard et al. (2010a) 
werden die Ergebnisse von Schätzungen (gemes-
sen an der Lebenserwartung bei Geburt als Out-
putindikator) für die Periode 1991 - 2003 wie folgt 
zusammengefasst:

– Bei gegebenen Gesundheitsausgaben könnte 
die Lebenserwartung durch Effi zienzverbes-
serungen in der OECD im Durchschnitt um 
etwa zwei Jahre angehoben werden. Zum Ver-
gleich: Eine Steigerung der Gesundheitsausga-
ben um zehn Prozent würde die Lebenser-
wartung bei unveränderter Effi zienz um etwa 
drei bis vier Monate verlängern.

– Es besteht kein messbarer Gegensatz zwischen 
Effi zienz im Gesundheitssektor und medizi-
nischer Gleichbehandlung unterschiedlicher 
Einkommensgruppen.

– Es gibt kaum einen Zusammenhang zwischen 
(outcome-basierter) Effi zienz des gesamten Ge-
sundheitssystems und (output-basierter) Effi -
zienz im Spitalswesen. Dies deutet auf Koordi-
nationsprobleme zwischen einzelnen Gesund-
heitsbereichen hin.

Häkkinen/Joumard (2007) untersuchen die Litera-
tur in Bezug auf Effi zienz für unterschiedliche 
Ebenen des Gesundheitssystems, und zwar ne-
ben dem Gesamtsystem auch für ausgewählte 
Krankheiten und für subsektorale Einheiten 
(Krankenhäuser, niedergelassene Ärzte, Pfl egean-
stalten). Auf Ebene des Gesamtsystems dienen 
die Lebenserwartung sowie Mütter- und Kinder-
sterblichkeit als Outcomeindikatoren, Produk-
tionsdaten der VGR als Outputindikatoren und 

Abbildung 2:

Lebenserwartung und Gesundheitsausgaben im Jahr 2008
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Gesundheitsausgaben sowie Personal- und Sach-
ausstattung als Inputindikatoren. Auf der krank-
heitsbezogenen Ebene wird der Outcome eben-
falls durch die Lebenserwartung sowie mit krank-
heitsbezogenen Sterblichkeitsdaten abgebildet, 
doch gibt es hierfür nur wenige international ver-
gleichbare Daten. Auf der subsektoralen Ebene 
machen Outcomeindikatoren wegen möglicher 
Spillovers zwischen den Einheiten wenig Sinn. 
Der Output wird daher an der Zahl der Betten-
belegungen, der Input an den Ausgaben und am 
Personaleinsatz der betreffenden Einheit gemes-
sen. Als Ergebnis halten die Autoren fest, dass kei-
ne der drei Untersuchungsebenen für sich ge-
nommen ausreicht, um die Effi zienz des gesam-
ten Gesundheitssystems zu ermitteln. Zu diesem 
Zweck sollten die verschiedenen Analyseebenen 
kumulativ behandelt werden. Nur dann wird ne-
ben der technischen Effi zienz und der Kosten-
effi zienz auch die Effektivität in das Kalkül einbe-
zogen; das bedeutet letztlich eine Kombination 
von Outputs mit maximaler Wirkung auf das Ge-
samtsystem und eine Ausgabenstruktur, die auch 
andere gesellschaftliche Ziele nicht verletzt. 

Eine der ersten umfassenden Arbeiten mit 
 einem internationalen Vergleich der Effi zienz im 
Gesundheitssektor insgesamt wurde im Rahmen 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 
Evans et al. (2000) verfasst. Sie analysieren die 
 Effi zienz für zwei Outputindikatoren: für den be-
reinigten Lebenserwartungsindex DALE5 und    
für einen zusammengesetzten Indikator COMP, 
der neben DALE u. a. auch Ungleichheiten im 
 allgemeinen Gesundheitszustand sowie men-
schenwürdige Behandlung umfasst. Als Inputs 
dienen Gesundheitsausgaben pro Kopf auf Basis 
von KKP. In der Rangordnung der betrachteten 
Länder liegen Oman, Malta, Italien, Frankreich 
und San Marino auf den ersten fünf Plätzen mit 
Effi zienzwerten von jeweils mehr als 97 Prozent. 
Dies bedeutet, dass der Abstand zur Effi zienz-
grenze drei Prozent beträgt. Deutschland liegt 
in diesem Ranking mit einem Effi zienzwert von 
84 Prozent auf dem 41. Platz.

Greene (2003) schätzt ökonometrisch eine 
Produktionsfunktion mit staatlichen und priva-
ten Gesundheitsausgaben sowie Bildung als In-
puts und erklärt dann die Ineffi zienzen mit exo-
genen Größen wie BIP pro Kopf und Verteilungs-
ungleichheiten. Zu den effi zientesten Staaten 
 gehören Griechenland, Spanien und Japan. 
Deutschland liegt unter 191 Ländern beim In-
dikator DALE mit einem Effi zienzwert von 
97,5 Prozent auf Rang 37, beim Indikator COMP 
mit 99,3 Prozent auf Rang 27.

Für ein eingeschränktes Sample von 30 OECD-
Ländern verwenden Afonso/St. Aubyn (2005) als 
Inputs einerseits die Gesundheitsausgaben pro 
Kopf in KKP und andererseits Mengenindika to-
ren wie die Zahl der Ärzte, des Krankenpersonals 
und der Betten. Outputindikatoren sind die Kin-
dersterblichkeit und die Lebenserwartung. Die 
gemessene Inputeffi zienz liegt für diese Länder 
zwischen 0,74 und 0,96. Schweden ist bei phy-
sischen Indikatoren inputeffi zient, die Tsche-
chische Republik bei fi nanziellen Indikatoren. 
Mexiko, Japan und Korea sind unabhängig vom 
Indikator effi zient. Die Unterschiede zwischen 
den Ländern stammen aber möglicherweise nicht 
nur von Effi zienzunterschieden, sondern bei-
spielsweise auch von der Bevölkerungsdichte und 
vom Verhältnis staatlicher zu privaten Gesund-
heitsausgaben. Nach Afonso/St. Aubyn (2006 b) lie-
gen an der Effi zienzgrenze Finnland, Japan,  Kanada, 
Korea, Spanien, Schweden und die USA. Im 
Durchschnitt aller ineffi zienten Länder hätte der 
Output bei gegebenen Inputs um etwa 40 Pro- 
zent gesteigert werden können. Die Schätzungen 
ergeben, dass die vorhandenen Ineffi  zi enzen mit 
dem BIP pro Kopf, dem Bildungs niveau und 
dem Gesundheitsbewusstsein (Anteil der Raucher, 
Übergewichtigkeit) zusammen hän gen. Deutsch-
land liegt unter 21 Ländern an 14. Stelle. Nach 
Korrektur um Umweltvariablen nimmt es (unter 
19 Ländern) den zehnten Rang ein.

Einige Arbeiten begeben sich auf die Ebene 
einzelner Krankenhäuser und untersuchen deren 
Effi zienz. Erlandsen (2007) wertet eine Reihe von 

5 DALE = Disability-Adjusted Life Expectancy. Dieser von der WHO entwickelte Indikator trägt der verringerten Lebenserwartung durch 
Krankheiten, Unfälle und Behinderungen Rechnung.
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Studien zur Effi zienz von Spitälern in zehn aus-
gewählten OECD-Ländern aus und vergleicht die 
länderweise Streuung der Ergebnisse an Hand 
von Kosten für sieben standardmäßige Behand-
lungen, von Analysen der relativen Effi zienz zwi-
schen Länderpaaren und von einzelnen Spitälern 
innerhalb von Staaten. Auch wenn man die Un-
terschiede in den Methoden und Daten zwischen 
den einzelnen Arbeiten berücksichtigt, lässt die 
Evidenz auf erhebliche Unterschiede zwischen 
den untersuchten Einheiten schließen. Im Einzel-
nen sind folgende Ergebnisse erwähnenswert:
– Die Berechnungen auf Basis der Einheitskosten 

für klinische Behandlungen ergeben, dass je 
nach Land ein Einsparungspotenzial gegen-
über den Benchmark-Ländern zwischen fünf 
Prozent und 48 Prozent besteht.

– Bilaterale Vergleiche der Spitalseffi zienz weisen 
auf Einsparpotenziale zwischen sechs Prozent 
und 36 Prozent hin. 

– Auch innerhalb der Länder klaffen die Effi -
zienzwerte der einzelnen Spitäler oft weit aus-
einander.

Deutschland nimmt bei den zum Vergleich her-
angezogenen Daten bei der Inputeffi zienz eine 
mittlere Position ein, das Einsparpotenzial hängt 
von der Outputvariablen ab, beträgt aber stets 
mehr als 30 Prozent.

Geht man über die reinen Effi zienzschätzun-
gen hinaus und sucht nach Ergebnissen über die 
Effektivität im Gesundheitsbereich, fi ndet man 
überwiegend Arbeiten zu einzelnen Krankheiten, 
aber kaum solche zum Gesundheitszustand der 
Bevölkerung insgesamt sowie zu weiteren Aspek-
ten der Lebensqualität, etwa zur Integration in 
die Gesellschaft oder zur Kriminalität. Eine Kritik 
daran formulieren Lorgelly et al. (2010), die einer 
Anwendung des „Fähigkeitsansatzes“ von Sen 
(1985) das Wort reden. Danach wird die Effek ti-
vität von Gesundheitsmaßnahmen nicht an den 
Auswirkungen auf die tatsächlichen Lebensfunk-
tionen einer Person (dem Erreichten) gemessen, 
sondern an den erweiterten Möglichkeiten, die 
dieser Person zur Verfügung stehen (dem Erreich-
baren). Dieses Konzept ist bisher nicht operatio-
nalisiert worden. Es bedarf dazu einer Bewertung 
der einzelnen Fähigkeiten und einer Indexzahl, 
die die komplexen Fähigkeiten abbilden kann. 

Auch Joumard et al. (2010a) versuchen in ihrer 
Analyse, über die Output-Effi zienz im Einzelfall 
hinaus den Outcome (die Verbesserung der Le-
bensqualität und der Gleichbehandlung im Ge-
sundheitssystem) zu berücksichtigen.

Zusammenfassend kann man mit Joumard   
et al. (2010a) aus den empirischen Untersuchun-
gen zum Gesundheitsbereich folgende Aussagen 
treffen: 
– Gruppiert man die Länder nach institutionel-

len Gemeinsamkeiten, dann sind die Effi zienz-
unterschiede innerhalb der einzelnen Systeme 
nicht geringer als zwischen den Systemen. 

– Die besten Effi zienzergebnisse erzielen Länder, 
die in ihrem Gesundheitssystem klare Prioritä-
ten setzen (Zielsetzung für die staatlichen Akti-
vitäten und Monitoring der Umsetzung, ein-
deutige Aufgabenzuordnung zu den beteiligten 
Akteuren, Bewertung der Technologieentwick-
lung in der Medizin).

– Die Transparenz hinsichtlich der Kosten des 
Systems sollte erhöht werden.

– Gleichbehandlung der Patienten ist nicht in 
allen Ländern eine Selbstverständlichkeit. Dies 
ist nur teilweise ein internes Problem des Ge-
sundheitssystems, weil es von allgemeinen so-
zioökonomischen Umweltfaktoren bestimmt 
wird.

3.2.2  Bildungsausgaben

Will man die Effektivität staatlicher Ausgaben be-
urteilen, ist es in der Fachliteratur zunächst unbe-
stritten, dass Ausgaben für Bildung (und For-
schung) das langfristige Wachstum der Wirtschaft 
entscheidend begünstigen. Dass sich der Staat in 
der Bildung engagiert, erklärt sich theoretisch aus 
externen Effekten (kaum ein Privater würde aus 
seinen Mitteln ein Schulsystem erhalten), Ska-
lenerträgen und Verteilungsaspekten (Hanushek 
2002). Wenig Konsens besteht hingegen in der 
empirischen Literatur darüber, wie weit diese 
Ausgaben effi zient sind, ob also die öffentliche 
Hand den Bildungssektor über- oder unterfi nan-
ziert. Der Druck zu Effi zienzverbesserungen nimmt 
aber erfahrungsgemäß zu, wenn Budgetkonsoli-
dierungen eingeleitet werden (Gonand 2007). 
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Der Output im Bildungssektor wird häufi g 
an den Schulabschlussquoten der Primar- und 
S ekundarstufe gemessen, in den letzten Jahren 
sind für die Sekundarstufe immer wieder auch die 
Ergebnisse von PISA-Tests an 15-jährigen Schü-
lern hinzugekommen. Schwieriger ist es, Output- 
oder Outcomeindikatoren für den tertiären Be-
reich zu fi nden, weil die Leistungen nicht homo-
gen sind. Als Beispiel nennen Mandl et al. (2008) 
die Zahl der Patente (die auch im Forschungs-
bereich als Outputindikator eingesetzt werden): 
Werden sie als Outputindikator verwendet, dann 
würde man bei technischen und medizinischen 
Fakultäten im Allgemeinen auf hohe Produkti-
vitäten, bei geisteswissenschaftlichen Fakultäten 
hingegen auf niedrige Produktivitäten schließen.

Als Inputs fi nden sich in der Literatur immer 
wieder die Bildungsausgaben des Staates pro Kopf. 
Physische Indikatoren sind beispielsweise die 
Zahl der Unterrichtsstunden und Lehrer bezogen 
auf die Zahl der Schüler, aber in manchen Studien 
auch der Alphabetisierungsgrad Erwachsener.

Zur Erklärung von Effi zienzunterschieden 
im Bildungsbereich wird eine breite Palette von 
exogenen Faktoren eingesetzt, dazu zählen etwa 
das allgemeine Bildungsniveau der Bevölkerung,  
die Transparenz und Verantwortlichkeit in der 
Politik, soziale Ungleichheiten, die Zuwande-
rung(spolitik) sowie die Organisation des Bil-
dungssystems. Nach Gonand et al. (2007) sind 
länderweise Unterschiede in den errechneten In-
effi zienzwerten hauptsächlich auf institutionelle 
Besonderheiten (Unterschiede in den wirtschafts-
politischen Prioritäten, im Budgetvollzug oder in 
der Markteffi zienz) zurückzuführen. Für ihre Be-
rechnungen verwenden sie zusammengesetzte 
Indikatoren, die aus Befragungen abgeleitet wer-
den. Sutherland – Price (2007) bauen darauf auf 
und analysieren die oft gravierenden Effi zien z-
unterschiede in den Bildungssektoren zwischen 
30 OECD-Staaten. Sie untersuchen darüber hin-
aus mehr als 5.000 Schulen, deren Charakteris-
tika sie aus den PISA-Tests für 2003 bezogen. Un-
ter den institutionellen und politischen „Um-
welteinfl üssen“ tragen eine größere Schulauto-
nomie, die Möglichkeit des Benchmarkings 
zwischen den Schulen, eine höhere Qualifi kation 
der Lehrer, die Existenz von Bewertungssystemen 

für Schüler sowie die Flexibilität der Budgetierung 
und des Besoldungssystems zur Erklärung von 
 Effi zienzunterschieden bei. Dagegen beeinträch-
tigen kleine Schulen mit lokalem Einzugsgebiet 
von Schülern den Output.

Ein verbreiteter Analyseansatz für die Ermitt-
lung der relativen Effi zienz von Bildungssystemen 
ist der internationale Vergleich. In der Studie von 
Jayasuriya/Wodon (2003) ist Outputvariable die 
Zahl der Schüler in der Primarstufe, als Inputs fun-
gieren das reale BIP pro Kopf in US$, die realen 
 Bildungsausgaben pro Kopf und der Analphabeti-
sierungsgrad. Exogene Variablen sind die Qualität 
der öffentlichen Verwaltung, Korruption und Ur-
banisierung. Das durchschnittliche Effi zienzniveau 
aller betrachteten Länder liegt bei 74,5 Prozent.

Afonso/St. Aubyn (2005) verwenden auf der 
Inputseite sowohl monetäre Indikatoren (jähr-
liche Aufwendungen je Schüler im Jahr 1999 für 
die Ausbildung auf der Sekundarstufe – umge-
rechnet auf KKP) als auch physische Indikatoren 
(Zahl der Lehrer für 100 Schüler, Zahl der Unter-
richtsstunden im Jahr 2000). Die Outputseite 
wird mit den Ergebnissen der PISA-Erhebungen 
des Jahres 2000 abgedeckt. Daraus ermitteln sie 
Input-Effi zienzen, die je nach Methode und Land 
zwischen 0,52 und 0,89 liegen. Das bedeutet, dass 
die gleichen Ergebnisse mit einem um elf Prozent 
bis 48 Prozent niedrigeren Aufwand hätten erzielt 
werden können. Beim internationalen Ranking 
muss man berücksichtigen, dass die Inputindi-
katoren nicht immer voll vergleichbar sind. Un-
ter dieser Einschränkung erwiesen sich Schweden 
und Finnland als Länder an der Effi zienzgrenze, 
 sofern die Inputs in physischen Einheiten gemes-
sen werden. Eine gewisse Ineffi zienz ergibt sich 
bei der Messung in fi nanziellen Einheiten, weil 
die Entlohnung in diesen beiden Ländern ver-
gleichsweise hoch ist. 

Nach Afonso/St. Aubyn (2006 a), die PISA-Er-
gebnisse im Jahr 2003 verwenden, gehören zu 
den Ländern an der Effi zienzgrenze etwa Korea, 
Finnland und Schweden. Im Durchschnitt aller 
betrachteten 25 Industrie- und Schwellenländer 
könnten die Resultate bei gleichem Input-Einsatz 
um 11,6 Prozent gesteigert werden. Signifi kante 
Beiträge zu mehr Effi zienz sind von einem hohen 
allgemeinen Bildungsniveau, von der Sicherheit 
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der Eigentumsrechte und von hoher Kompe-
tenz der öffentlichen Verwaltung zu erwarten. 
Deutschland liegt mit Rang 12 im Mittelfeld und 
verfügt bei gegebenen Inputs über ein Potenzial 
zur Effi zienzverbesserung von 8,3 Prozent. 

Mandl et al. (2008) fi nden keinen Zusammen-
hang zwischen Bildungsausgaben und Lernerfolg 
von Schülern. Sie weisen aber darauf hin, dass 
solche Ergebnisse von der Schätzmethode abhän-
gen und daher mit großer Vorsicht zu interpre-
tieren sind. Sie zitieren vier frühere Studien, die 
bei vergleichbarer Datenbasis zu deutlich unter-
schiedlichen Effi zienzbewertungen gelangen, die 
zum Teil auf unterschiedliche Berechnungsmo-
delle zurückgehen (Tabelle 1). Bei Clements (2002) 
dienen die Bildungsausgaben je Student als Input 
und das Ausbildungsniveau als Output. Gonand et 

al. (2007) verwenden die Zahl der Lehrer pro 100 
Schüler und den sozio-ökonomischen Hinter-
grund als Input, die PISA(2003)-Testergebnisse 
und ihre Homogenität als Output. Für Afonso 
et al. (2006) sind Inputs das Lehrer-Schüler-Ver-
hältnis und die Zahl der Unterrichtsstunden, 
Output sind wiederum die PISA(2003)-Tester-
gebnisse. Und schließlich erklären bei Mattina/
Gunnarsson (2007) die Bildungsausgaben in Pro-
zent des BIP den Anteil der Schüler in Sekundar-
ausbildung bzw. den Anteil der Studenten im 
tertiären Bereich an der Gesamtpopulation von 
Schülern und Studenten. Besonders deutlich sind 
die Diskrepanzen für Ungarn, das bei Mattina/
Gunnarsson an der Effi zienzgrenze liegt, bei Afon-
so/St. Aubyn hingegen eine Effi zienzverbesserung 
um 10,5 Prozent erreichen könnte. Mandl et al. 

Tabelle 1:

Mögliche Effi zienzgewinne im Bildungssektor – Vergleich von Studienergebnissen (in % des Outputs)

Land Clements (2002) Gonand et al. (2007) Afonso et al. (2006) 
Mattina/Gunnarsson 

(2007) 

Mögliche Effi zienzgewinne bei vergleichbaren Ressourcen

Österreich 1,3 6,0 9,5 21,0

Belgien – 2,0 5,5 30,0

Tschechische Republik 0,9 6,0 6,8 6,0

Dänemark 1,7 4,9 9,3 0,0

Finnland 0,0 1,6 0,0 29,0

Frankreich 1,3 5,4 7,2 25,0

Deutschland 1,3 9,1 8,3 4,0

Griechenland 0,0 7,0 8,2 –

Ungarn 0,5 4,7 10,5 0,0

Irland 0,0 2,2 7,9 0,0

Italien 1,4 6,9 5,1 0,0

Niederlande 1,1 5,1 3,7 –

Polen – 3,8 – 0,0

Portugal 5,3 2,2 6,1 19,0

Slovakische Republik – 5,3 1,8 4,0

Spanien 2,0 3,4 2,9 0,0

Schweden 1,7 6,0 0,0 0,0

Großbritannien – 6,1 – 0,0

USA 2,4 8,2 – –

Quelle: Mandl et al. 2008. 
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warnen daher vor einer undifferenzierten An-
wendung solcher empirischer Ergebnisse. Wie ro-
bust die Schätzergebnisse sind, kann wohl nur 
durch den Einsatz verschiedener Methoden abge-
tastet werden. Auch für Deutschland liegt das in 
der Tabelle 1 ausgewiesene Verbesserungspoten-
zial je nach Studie zwischen 1,3 Prozent und 
9,1 Prozent.

Für den tertiären Bildungssektor hat die Eu-
ropäische Kommission eine umfassende Studie 
erstellt (European Commission 2010), die sich in 
ihrem empirischen Teil wesentlich auf St. Aubyn 
et al. (2009) stützt. In ihren empirischen Model-
len unterscheiden sie – klarer als viele andere 
 Studien – zwischen Effi zienz und Effektivität. Die 
Effi zienz wird an der Zahl der Hochschulabsol-
venten gemessen, wobei die Zahl der akademi-
schen Lehrer und Forscher, die Zahl der Studen-
ten und die Löhne im Dienstleistungssektor als 
Inputs fungieren. Als Umweltfaktoren dienen die 
Universitätsorganisation und -fi nanzierung sowie 
die Qualität der Sekundarausbildung. Die Effek-
tivität wird am Einfl uss der Bildungsausgaben auf 
die gesamtwirtschaftliche Produktivität sowie an 
der Beschäftigungsfähigkeit von Akademikern ge-
messen, wobei Effi zienz im Bildungssektor unter-
stellt wird. Die Schätzergebnisse zeigen, dass nur 
die um Ineffi zienzen bereinigten staatlichen Bil-
dungsausgaben einen signifi kanten Beitrag zur 
Effektivität liefern. Dies führt zur zentralen Aus-
sage bei St. Aubyn et al., dass „effi ciency matters 
for effectiveness“ (S. 63). Zur Effi zienzsteigerung 
an Universitäten wird vorgeschlagen, für eine  
 voraussehbare mehrjährige Staatsfi nanzierung 
und eine Kompetenzübertragung für Entschei-
dungen im Personalbereich zu sorgen.

Auch die OECD (2010b, 2011a) sieht in der 
Verbesserung der Beschäftigungschancen und in 
der Steigerung des Lebenseinkommens die wich-
tigsten Outcomes des Bildungssystems. Langfris-
tig wirken solche Entwicklungen auch positiv auf 
die Budgetsituation zurück, indem weniger So-
zialausgaben (insbesondere Arbeitslosenunterstüt-
zung) anfallen und die Steuerbasis gestärkt wird. 

Zusammenfassend kann man mit Wilson 
(2004); Mandl et al. (2008) und St. Aubyn et al.
(2009) für Effi zienz- und Effektivitätsschätzungen 
im Bildungssektor festhalten:

– Die Daten lassen keine Rückschlüsse auf die 
Qualität der Ausbildung zu, die bei internatio-
nalen Vergleichen zwischen Ländern mit un-
terschiedlichen Lebensstandards sehr ver-
schieden sein kann.

– Ebenso sagen die Effi zienzwerte nichts über 
den Umfang der Ausbildung in den einzelnen 
Ländern aus.

– Die empirische Messung von Ineffi zienzen im 
Bildungssektor führen in Abhängigkeit von der 
gewählten Schätzmethode und den eingesetz-
ten Variablen zu abweichenden Ergebnissen 
und ist daher für Zwecke der Wirtschafts politik 
nur beschränkt einsetzbar.

– Das Bildungssystem muss auf allen Stufen auf 
Effi zienz hin überprüft werden, um Effektivität 
im Sinne eines positiven Beitrags zum Wirt-
schaftswachstum sicherzustellen.

3.2.3  Forschungsausgaben

Die empirische Literatur zur Untersuchung von 
Effi zienz und Effektivität der Staatsausgaben setzt 
sich hauptsächlich mit den Auswirkungen von 
Ausgaben der öffentlichen Hand auf das Wirt-
schaftswachstum als Ziel der Staatstätigkeit aus-
einander. In diesem Zusammenhang wird neben 
der Bildung insbesondere die Forschung und Ent-
wicklung (F&E) als wichtiger Wachstumstreiber 
 einer Volkswirtschaft untersucht. Wenig Konsens 
besteht hingegen über den optimalen Umfang 
und die Art der staatlichen Aktivitäten in diesem 
Bereich. Die nachfolgende Abbildung 3 skizziert 
(in Erweiterung der Abbildung 1) den Zusammen-
hang zwischen Input, Output und Outcome für 
den F&E-Bereich. Aus den beispielhaft angeführten 
Variablen wird deutlich, dass hier die zeit liche 
 Dimension eine besonders große Rolle spielt: Bis 
sich Änderungen in der staatlichen Forschungs-
politik in neuen Patenten (Output) und diese 
wiederum in höherer Produktivität, beschleu nig-
tem Wachstum und/oder vermehrten Exporten 
(Outcomes) niederschlagen, werden in aller Re-
gel mehrere Jahre vergehen.

Auch der F&E-Bereich ist durch Externali-
täten gekennzeichnet: Kein Unternehmen wird 
in Forschung investieren, wenn es damit rechnen 
muss, dass die Forschungsergebnisse nicht aus-
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schließlich von ihm selbst ausgenützt werden 
können, sondern auch den Konkurrenten zur 
Verfügung stehen. Daher werden die privaten 
Forschungsausgaben in einem marktwirtschaft-
lichen Umfeld hinter ihrem aus gesamtwirt-
schaftlicher Perspektive optimalen Niveau zu-
rückbleiben, sodass zusätzliche Staatsausgaben 
das Wirtschaftswachstum fördern können. Wich-
tig ist dabei, dass die staatlichen Forschungsaus-
gaben die privaten Ausgaben ergänzen und nicht 
verdrängen. David et al. (2000) geben einen Über-
blick über 35 Jahre Erfahrung (von 1965 bis 2000) 
mit möglichem Crowding-out von privaten 
durch staatliche Forschungsausgaben und kom-
men zu einem gemischten Ergebnis: In einem 
Drittel der 33 untersuchten Studien lässt sich 
Crowding-out mehr oder weniger gut nachwei-
sen, bei den restlichen zwei Dritteln gibt es keine 
solchen Effekte. Auf der Meso- und Makroebene 
besteht eher Komplementarität als Crowding- 
out, dennoch ist nicht von vornherein gesichert, 

dass die staatlichen Forschungsausgaben zusätz-
liche Wachstumseffekte bringen. Falk/Leo (2006) 
und Maroto-Sánchez/Rubalcaba-Bermejo (2007) se-
hen überwiegend Komplementarität, doch wei-
sen Cincera et al. (2009) darauf hin, dass staatliche 
Forschungsausgaben die Nachfrage nach For-
schern erhöhen, worauf die Gehälter der Forscher 
auch im privaten Bereich steigen und Crowding-
out-Effekte auslösen können. 

Im Forschungsbereich wird der Output oft 
an der Zahl der Publikationen in Fachzeitschrif-
ten oder an der Zahl der Patente gemessen. Als 
Indikator für den Outcome sollte die Innovati-
onsstärke einer Wirtschaft, wenn nicht letztlich 
das Wirtschaftswachstum selbst, gesehen werden. 
Daher eignen sich für die Outcome-Messung am 
ehesten zusammengesetzte Indikatoren, wie etwa 
der Summary Innovation Index (SII), der für den 
European Innovation Scoreboard (EIS) konstru-
iert wurde.6 Abbildung 4 zeigt den empirischen 
Zusammenhang zwischen SII und den For-

Abbildung 3:

Effi zienz und Effektivität von staatlichen F&E-Ausgaben

Quelle: Conte et al. 2009.
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6 Der Summary Innovation Index (SII) ist ein zusammengesetzter Indikator, der sowohl Inputs (Innovationstreiber, Humankapital, Unter-
nehmergeist) als auch Outputs (Innovationsanwendungen, geistiges Eigentum) berücksichtigt. Er ist auf Werte zwischen 0 (keine Inno-
vationskraft) und 1 (hohe Innovationskraft) skaliert.
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schungs- und Innovationsausgaben in Prozent 
des BIP. Danach gehören Finnland, Schweden, 
Dänemark und Deutschland mit den höchsten 
Forschungsausgaben auch zu den Technologie-
führern in Europa. Dabei ist allerdings zu be-
denken, dass die Innovationskraft eines Landes 
nicht nur von den hierfür aufgewendeten Staats-
ausgaben abhängt, sondern auch von „Umwelt-
faktoren“ wie Humankapital, Schutz der Eigen-
tumsrechte, Forschungsklima, Finanzierungsmög-
lichkeiten sowie Koordination mit privaten For-
schungsaktivitäten. Da sich die Umwelteinfl üsse 
nur schwer von den Inputs auseinander halten 
lassen, sind die resultierenden Effi zienzwerte ent-
sprechend unzuverlässig. 

Der in Abbildung 4 dargestellte grafi sche Zu-
sammenhang besteht auch, wenn anstelle von SII 
die von Conte et al. (2009) errechneten Effi zienz-
werte eingesetzt werden: Für den Durchschnitt 
der Jahre 2001 - 2006 bedeutet ein höheres Ausga-
benniveau nicht weniger Effi zienz, vielmehr sind 

forschungsintensive Länder in der Regel auch 
 effi zienter – woraus man auf nicht-sinkende Ska-
lenerträge schließen kann. Auch über die Zeit 
konnten die EU-Länder ihre Effi zienz verbessern, 
insbesondere konnten die neuen Mitglieder ge-
genüber den alten aufholen. Die Effi zienzanalyse 
verwendet als Outputvariablen Patente und 
 wissenschaftliche Publikationen; Inputvariablen 
sind staatliche Forschungsausgaben. Gemessen 
an den Patentanmeldungen liegt Schweden mit 
100 Prozent an der Effi zienzgrenze, die Schweiz 
(98 Prozent), Österreich (94 Prozent) und Finn-
land (91 Prozent) folgen mit geringem Abstand. 
Deutschland erreicht einen Effi zienzwert von 
81 Prozent.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 
die verzögerten Wirkungen der staatlichen For-
schungsausgaben eine Zuordnung zu Outputs 
und Outcomes erschweren. Der empirische Be-
fund deutet aber darauf hin, dass Länder mit ver-
gleichsweise hohen Forschungsausgaben nicht 

Abbildung 4:

Forschungsintensität und Innovationskraft in Europa

Quelle: EK / EUROSTAT.
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weniger effi zient sind, sondern – möglicherweise 
als Resultat der höheren Aufwendungen – auch 
eine hohe Innovationskraft entwickeln.

3.2.4  Infrastrukturinvestitionen

Zur physischen Infrastruktur zählen Verkehrs- 
und Übertragungsnetzwerke wie das öffentliche 
Straßensystem, Eisenbahnnetz, Hochspannungs-
leitungen, Wasserleitungen und das Abwasser-
system. Diese Einrichtungen gelten – von be-
stimmten Ausnahmen abgesehen – als „öffent-
liche Güter“ in dem Sinn, dass ihre Benutzung 
niemanden anderen von der parallelen Benut-
zung ausschließt (Nicht-Rivalität) und dass die 
Benutzung überwiegend ohne spezielle Gebühr 
erfolgen kann (Nicht-Ausschließbarkeit). Ihre Be-
deutung für die Produktivität im privaten Sektor 
und für das gesamtwirtschaftliche Wachstum 
ist weitgehend unbestritten. Ihre Bereitstellung 
durch den Staat wird aber auch mit hohen Fix-
kosten und unvollkommenen Finanzmärkten 
 argumentiert (siehe Pitlik/Reiter 2008). 

Internationale Vergleiche von Effi zienzschät-
zungen für Infrastrukturinvestitionen scheitern 
oft am Datenmangel. Estache et al. (2007) verwen-
den Daten für die Periode 1990 - 2002 aus den 
Government Finance Statistics (GFS) des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF), die aber nur 
die Staatsausgaben (der Zentralregierungen) für 
Transport sowie für Brennstoffe und Energie ab-
decken. Wetzel (2008) untersucht die Entwick-
lung von 31 Eisenbahngesellschaften aus 22 west- 
und osteuropäischen Staaten. Mit der Perioden-
abgrenzung 1990 bis 2005 wird ein großer Teil 
der Anfang der 1990er Jahre einsetzenden De-
regulierungsphase abgedeckt. Es wird von je zwei 
Inputs (Beschäftigte und rollendes Material) und 
Outputs (Passagier-km und Frachttonnen-km) 
ausgegangen. Ihre Beziehung wird mit einer in-
putorientierten Distanzfunktion abgebildet, die 
(im Gegensatz zu Kosten- oder Gewinnfunk-
tionen) keine Annahme über ein bestimmtes Un-
ternehmensverhalten (wie Gewinnmaximierung) 
erfordert. Die Inputorientierung folgt aus der 
Überlegung, dass Eisenbahnunternehmen eher 
über die Inputs als über die Outputs verfügen kön-
nen. Das Produktivitätswachstum von 39 Pro zent 

über die gesamte Periode wird in erster Linie 
durch den technologischen Fortschritt, gefolgt 
von Effi zienzverbesserungen und Skaleneffekten 
erklärt. Die durchschnittliche Effi zienz aller 
 Eisenbahngesellschaften hat sich von 0,74 im 
Jahr 1990 auf 0,82 im Jahr 2005 verbessert.

Investitionen in die Infrastruktur sind immer 
wieder als Instrument zur kurzfristigen Nachfra-
gebelebung eingesetzt worden, in der gegenwär-
tigen Schuldenkrise wird vor allem ihr Potenzial 
für eine Anhebung des langfristigen Wachstums-
pfades hervorgehoben. Ältere empirische Stu-
dien (Stephan 1997; Zegeye 2000) zeigen, dass die 
öffentliche Infrastruktur die Produktionsmög-
lichkeiten im privaten Sektor tendenziell erhöht 
und die Produktionskosten senkt. Gleichzeitig 
ist sie ein wichtiger Standortfaktor, der die Grün-
dung und Ansiedelung von Unternehmen för-
dert. Die Effekte sind allerdings gering und lassen 
sich für jüngere Zeiträume kaum noch nachwei-
sen. Ähnliches gilt für Studien zur Infrastruktur 
in europäischen Ländern, in denen sich aber 
 positive Effekte auch in jüngerer Zeit noch nach-
weisen lassen (Stephan 2003).

3.2.5  Soziale Sicherheit

Die Effi zienz der „Sozialen Sicherheit“ über-
schneidet sich in mancher Hinsicht mit den 
schon behandelten Gesundheits- und Bildungs-
themen. Darüber hinaus deckt dieser Begriff aber 
noch Fragen der sozialen Ausgrenzung, Armuts-
gefährdung, Alterssicherung und Pfl ege ab. Die 
Europäische Kommission handelt unter diesen 
Bereichen vor allem Aspekte der Kinderarmut, 
der Lebensarbeitszeit, staatliche und private Pen-
sionssysteme, Gleichbehandlung im Gesund-
heitswesen und langfristige Lösung für die Alten-
pfl ege ab (European Commission 2008). Angesichts 
der mit dem Altern der Gesellschaften absehba-
ren künftigen Budgetprobleme steht die For-
derung nach Verbesserung der Effi zienz in allen 
Sozialbereichen im Vordergrund. Allerdings wird 
diese Forderung nicht von empirischen Effi zienz-
schätzungen begleitet.

Die wenigen empirischen Studien zu diesem 
Themenbereich widmen sich vornehmlich der 
Verringerung der Armutsgefährdung, die somit 
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auch der wichtigste Outputindikator ist. Für 
Tausch (2008) besteht Ineffi zienz im Sozialbe-
reich, wenn es einem Land mit relativ hohen 
 Sozialausgaben nicht gelingt, das Armutsniveau 
niedrig zu halten. Sein Armutsbegriff geht über 
das von Eurostat verwendete Kriterium hinaus, 
wonach als arm gilt, wer weniger als 60 Prozent 
des nationalen mittleren Einkommens (gemessen 
am Median) zur Verfügung hat. Dies sei in der er-
weiterten EU mit heterogenen Mitgliedstaaten 
nicht mehr adäquat, weil dann beispielsweise die 
Armut in der Slowakei mit ihrem hohen Roma-
Anteil in der Bevölkerung geringer sei als in 
 Finnland. Tausch verwendet daher statt relativer 
Armut die absolute Armut als Outputindikator. 
Als Input-Variablen dienen die Sozialschutzaus-
gaben pro Kopf der Bevölkerung, die zwischen 
den Ländern der EU-27 sehr unterschiedlich aus-
fallen: 2005 betrugen sie (in Kaufkraft-Euros) in 
Luxemburg 12.946 Euro, in Deutschland 7.529 
Euro und in Rumänien nur  1.088 Euro. Die Effi -
zienzberechnungen ergeben den höchsten Wert 
für die Tschechische Republik (mit 90 Prozent), 
Deutschland liegt in der Rangfolge der unter-
suchten Staaten mit nur 39 Prozent im unteren 
Drittel.

Herrmann et al. (2008) kritisieren den „neo-
liberalen“ Ansatz der Europäischen Kommission 
zur Effi zienz und Effektivität der Sozialausgaben, 
vor allem die Defi nition von Effektivität der So-
zialausgaben als Unterschied zwischen politischer 
Zielsetzung und tatsächlicher Zielerreichung so -
wie die Betonung von Maßnahmen zur Schaffung 
gleicher Voraussetzungen anstelle von Maßnah-
men zur Herstellung gleicher Ergebnisse. In An-
lehnung an Aiginger (2007) lehnen sie einen rein 
mikroökonomischen Ansatz von Effi zienz ab 
und testen in einem „social quality approach“ die 
Effi zienz und Effektivität des „Europäischen So-
zialmodells“. Sie bedienen sich dabei eines para-
metrischen Ansatzes, indem sie zusammenge-
setzte Indikatoren mit Hauptkomponenten- und 
Faktoranalyse schätzen.7 Die soziale Effi zienz der 
EU-Länder wird an Hand von vier Modelltypen 

mit folgenden Ergebnissen analysiert: (I) Bei di-
rekten Maßnahmen gegen sozialen Ausschluss 
(mit hohen Staatsausgaben für Wohnen und zur 
Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung) schnei-
den Dänemark und Irland am besten ab. (II) Liegt 
die Betonung der Sozialpolitik auf Gesundheits- 
und Familienausgaben, liegen Estland und Irland 
an der Effi zienzgrenze. (III) Beim „neoliberalen“ 
Modell (in welchem die sozialen Leistungen über-
wiegend durch Eigenbeiträge der Versicherten 
 fi nanziert werden) dominieren die Niederlande 
und Rumänien. (IV) Und schließlich liegen beim 
Modell mit Betonung auf Arbeitslosenunter-
stützung Belgien und Spanien vorn. In einem 
Vergleich der Modelle in Bezug auf die Effi zienz 
der Sozialleistungen wird dem ersten und dem 
letzten Modell der Vorzug gegenüber den ande-
ren beiden Modellen gegeben.

Afonso/Schuknecht/Tanzi (2008) schätzen Effi -
zienzwerte für die Einkommensverteilung zu-
nächst mit einem Output (Gini-Koeffi zienten) 
und einem Input (gesamte Sozialausgaben in 
 Prozent des BIP). Betrachtet werden 26 OECD-
Länder in der Periode 1995 - 2000. Dänemark, 
 Japan und die Slowakische Republik liegen mit 
jeweils 100 Prozent an der Effi zienzgrenze, 
Deutschland liegt bei Outputorientierung (mit 
94 Prozent) auf Rang 12, bei Inputorientierung 
(mit 62 Prozent) nur auf Rang 23. Deutschland 
hätte also bei gegebenen Sozialausgaben den 
 Indikator für die Einkommensverteilung um 
sechs Prozent verbessern oder die gleiche Ein-
kommensverteilung auch mit 38 Prozent weniger 
Sozialausgaben erreichen können. Erweitert man 
das Modell um die Armutsquote als zweiten Out-
put, dann schaffen es Finnland, Irland, Ungarn, 
Luxemburg, Kanada und die USA an die Effi zienz-
grenze. Deutschland liegt unter 22 Ländern out-
putorientiert an 17. Stelle und inputorientiert an 
19. Stelle. Die Position der USA ist insofern zu 
hinterfragen, als es mit den niedrigsten Sozial-
ausgaben auch bei den Outputs nur die niedrigs-
ten Werte erreicht.

7 Beide Verfahren dienen dazu, die Zahl der Variablen durch Bündelung der in ihnen enthaltenen Informationen zu verringern. Die Er-
gebnisse der Hauptkomponentenanalyse gehen in einer zweiten Stufe in die Faktoranalyse ein.
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3.3  Ergebnisse für Deutschland

Deutschland hat sich nur zögerlich mit dem 
„Neuen Steuerungsmodell“ (NSM) für den öf-
fentlichen Sektor angefreundet und dieses nur 
auf kommunaler Ebene teilweise auch umgesetzt. 
Die Widerstände gegen das NSM erklären bis zu 
einem gewissen Grad auch, dass es nur wenige 
empirische Studien gibt, die sich mit der Effi zienz 
und Effektivität des öffentlichen Sektors in 
Deutschland auseinander setzen. Nur für die kom-
munale Ebene liegen einige beachtliche Unter-
suchungen vor. Auf Ebene der Bundesländer ha-
ben Beck/Plazek (2012) erhoben, welche Reform-
modelle bei der Modernisierung des Haushalts-
wesens bereits in Angriff genommen worden 
sind. Dabei konnte generell eine Tendenz von der 
traditionellen Inputorientierung zu einer Out-
putorientierung sowie von einer Bottom-up- 
Budgetierung zu einer Top-down-Planung fest-
gestellt werden. Die Studie enthält jedoch keine 
Quantifi zierung, die Aussagen über Effi zienz und 
Effektivität der getroffenen Maßnahmen zuließe.

Manche Ergebnisse für Deutschland lassen 
sich aus internationalen Vergleichen von Effi -
zienzschätzungen ableiten. Wie in den vorherge-
henden Abschnitten erwähnt, liegt Deutschland 
dabei meist in einer mittleren Position – es gibt 
 keine auffallend guten oder schlechten Effi zienz-
werte (z. B. bei Afonso et al. 2005). Das bedeutet 
aber (inputorientiert) auch, dass praktisch in 
 allen Bereichen Einsparungen an Staatsausgaben 
möglich wären, ohne die öffentlichen Leistungen 
zu vermindern. Etwas weniger deutlich fällt meist 
das Ergebnis bei outputorientierter Messung aus, 
wonach auch in dieser Perspektive bei gegebenen 
Staatsausgaben die Leistungen der öffentlichen 
Hand noch zu verbessern sind.

In diesem Abschnitt werden solche Ergeb-
nisse mit jenen Spezialstudien zusammengeführt, 
die für Deutschland existieren. Dabei wird wie-
derum nach Aufgabenbereichen vorgegangen 
und nach Gesundheitsausgaben sowie Bildung 
und Forschung unterschieden. Außerdem werden 

regionale Studien über die Gemeinden in Baden-
Württemberg und in Sachsen besprochen. 

3.3.1  Gesundheitsausgaben

In den im Rahmen der OECD durchgeführten 
Analysen der Gesundheitssektoren in Mitglied-
staaten (siehe Joumard et al. 2010a) wird Deutsch-
land (mit den Niederlanden, der Schweiz und der 
Slowakei) zu jener Gruppe von Ländern gezählt, 
in welchen die Versorgung mit Gesundheits-
leistungen mehr als in anderen Ländern markt-
wirtschaftlichen Mechanismen überlassen wird. 
Hauptergebnisse sind: (I) In diesen Ländern sind 
generell die Verwaltungskosten höher als in an-
deren Ländern. Allerdings verhindert ein ausge-
feiltes Regulierungssystem, dass sich daraus ein 
Mehrklassensystem entwickelt.8 (II) Die Effi zienz 
im deutschen Gesundheitssektor (gemessen an 
der Lebenserwartung in Jahren) liegt knapp über 
dem OECD-Durchschnitt, die Lebenserwartung 
lässt sich aber bis zur Effi zienzgrenze noch um 
etwa zweieinhalb Jahre erhöhen. Die Erfolge 
bei Brustkrebs und chronischem Herzversagen 
sind eher bescheiden, überdurchschnittlich gut 
schneidet Deutschland hingegen bei der Be-
handlung von Asthma und Schlaganfällen ab. Im 
Hinblick auf die Gleichbehandlung von Patien-
ten liegt Deutschland deutlich über dem OECD-
Durchschnitt.

Steinmann et al. (2004) untersuchen deutsche 
und schweizerische Krankenhäuser und kom-
men für die Periode 1997 - 2000 (Schweiz) bzw. 
2000 -2002 (Sachsen) zum Ergebnis, dass die tech-
nische Effi zienz der Spitäler in der Schweiz um  
acht Prozent niedriger ist als in Sachsen.

Abschließend sollen noch jene  Ergebnisse 
für Deutschland wiederholt werden, die schon 
weiter oben (im Abschnitt 3.2.1) behandelt wur-
den: Im internationalen Vergleich der Effi zienz 
von Gesundheitssektoren von Green (2003) liegt 
Deutschland unter 191 Ländern beim Indikator 
DALE mit 2,5 Prozent Ineffi zienzwert auf Rang 
37, beim Indikator COMP mit 0,7 Prozent auf 

8 In Deutschland wird dagegen manchmal auf eine mögliche „Zweiklassenmedizin“ (unterschiedliche Behandlung von Kassen- und 
Privat patienten) hingewiesen (vgl. etwa Sauerland et al. 2008).
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Rang 27. In der Effi zienzanalyse von Afonso/
St. Aubyn (2006b) befi ndet sich Deutschland un-
ter 21 Ländern zunächst an 14. Stelle. Nach Kor-
rektur des Einfl usses von exogenen Variablen 
nimmt es (dann unter 19 Ländern) den zehnten 
Rang ein. In der Krankenhausstudie von Erland-
sen (2007) nimmt Deutschland bei der Inputef-
fi zienz eine mittlere Position ein, das Einspar-
potenzial hängt von der Outputvariablen ab, be-
trägt aber stets mehr als 30 Prozent. 

Insgesamt wird Deutschland in den betrach-
teten Studien eine überdurchschnittliche Effi zi-
enz des Gesundheitssektors bescheinigt, doch 
wird damit die Effi zienzgrenze nicht erreicht. Au-
ßerdem hinkt Deutschland in einigen Krankheits-
bereichen dem internationalen Standard nach.

3.3.2  Bildung und Forschung

Zur Effi zienz im deutschen Bildungssystem gibt 
es nur vereinzelte empirische Untersuchungen, 
in denen Deutschland meist mittlere Ränge be-
legt. Für die Sekundarausbildung ergibt sich bei 
Afonso/St. Aubyn (2006a) mit PISA-Tests aus 2003 
unter 25 Ländern die zwölfte Stelle. Bei gegebe-
nen Inputs besteht ein Potenzial zur Effi zienz-
verbesserung von 8,3 Prozentpunkten. Ähnliche 
Ergebnisse referieren Mandl et al. (2008) mit 
 einem Verbesserungspotenzial – je nach geschätz-
tem Modell – zwischen 1,3 und 9,1 Prozent-
punkten. Nach Wilson (2005) könnte Deutsch-
land bei effi zientem Management des Ausbil-
dungssystems die Zahl der Lehrer sogar um 
39 Prozent kürzen, ohne das Ergebnis zu beein-
trächtigen. Wie sehr diese Ergebnisse mit der 
Gruppe der Vergleichsländer variieren, zeigt sich 
in der oben erwähnten Arbeit von Mattina/Gun-
narsson (2007): Deutschland belegt dort im kom-
binierten Modell Rang zehn, der Effi zienzwert 
kommt mit 96 Prozent nahe an die Effi zienzgren-
ze heran.

Joumady/Ris (2005) vergleichen die Univer-
sitäten in acht EU-Ländern auf Basis von Umfra-
geergebnissen aus dem Jahr 1998. Output sind 
einerseits die erworbenen Kenntnisse und ande-
rerseits die Brauchbarkeit dieser Kenntnisse auf 

dem Arbeitsmarkt. Inputs sind das Qualifi ka-
tionsniveau vor Beginn des Studiums, Studier-
bedingungen, Qualität der Lehre sowie die Inten-
sität der Jobsuche. Die Ergebnisse werden nach 
Ländern in drei Gruppen sortiert, wobei Großbri-
tannien, die Niederlande und Österreich in die bes-
te Gruppe, Deutschland und Frankreich in die 
mittlere Gruppe und Finnland, Italien sowie Spani-
en in die am wenigsten effi ziente Gruppe fallen.

Aus den Basisdaten der umfassenden Unter-
suchung von St. Aubyn et al. (2009) ergibt sich, 
dass Deutschland zu den EU-Ländern mit den 
niedrigsten Absolventenzahlen (pro 1.000 Ein-
wohner) gehört: 2005 waren es in Zypern zwei, 
gefolgt von Deutschland und Österreich mit vier, 
wogegen Irland den Spitzenplatz mit 14 Absol-
venten einnahm.

Kempkes/Pohl (2006) studieren die Effi zienz 
von öffentlich fi nanzierten Hochschulen in 
Deutschland. Ostdeutsche Hochschulen sind we-
niger effi zient als westdeutsche, doch haben ers-
tere in den Jahren 1998 bis 2003 deutlich aufge-
holt. Eine generelle Aussage ist, dass Universitä-
ten als Untersuchungseinheit zu heterogen sind, 
um aussagekräftige Ergebnisse zu erzielen. Besser 
wäre es, die Fakultät als Einheit zu wählen, ein 
Ansatz, der sich etwa bei Kocher et al. (2005) fi n-
det. In dieser Studie wird der Output von wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultäten an Hand 
von Publikationen in erstklassigen wissenschaft-
lichen Zeitschriften für 21 Industriestaaten ver-
glichen. Die Daten beziehen sich auf sieben ein-
zelne Jahre in der Periode von 1980 bis 1998. 
Als Inputs werden die nationalen F&E-Ausgaben 
und die Anzahl der Fakultäten im Land verwen-
det. Die Effi zienzgrenze bilden die USA und 
 Irland, ferner liegen Belgien, die Niederlande, 
Norwegen und Neuseeland nahe an dieser Gren-
ze. Deutschland befi ndet sich weitab davon, je-
doch im Bereich steigender Skalenerträge, es 
könnte also durch Ausweitung der Inputs den 
Output überproportional steigern.

Eine weitere Konkretisierung ist auf Grund 
der Abbildung 5, die den empirischen Zusam-
menhang zwischen SII und den Forschungs- und 
Innovationsausgaben in Prozent des BIP zeigt, 
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angebracht: Deutschland hat seine starken Seiten 
weniger bei der Ausbildung, es gehört aber mit 
hohen Forschungsausgaben zu den Technolo-
gieführern in der Welt. 

3.3.3 Effi zienz der Gemeinden in 
 Baden-Württemberg und Sachsen

Geys et al. (2007) untersuchen die langfristigen 
Folgen demografi scher Veränderungen für 1.021 
Gemeinden in Baden-Württemberg. Ausgehend 
von der Überlegung, dass es eine höhere Effi zienz 
den Gemeinden ermöglicht, besser auf exogene 
Entwicklungen zu reagieren, schätzen die Auto-
ren die im Jahr 2001 gegebene Effi zienz der Ge-
meinden. Als Inputvariablen dienen die Primär-
ausgaben der Gemeinden (Gesamtausgaben ab-
züglich Zinszahlungen und Schuldentilgungen). 
Outputvariablen sind die Zahl der Kindergarten-
plätze sowie der Schüler in den Grund- und 
Hauptschulen, die kommunalen Erholungsein-
richtungen, die Einwohnerzahl, die Zahl der 
 Einwohner über 65 Jahre und die Zahl jener Be-
schäftigten, die Sozialversicherungsbeiträge leis-
ten. Als exogene Kontrollvariablen dienen so  zio-
ökonomische Faktoren (Bevölkerungsdichte, Ar-
beitslosigkeit) und politische Faktoren (Macht-
konzentration im Gemeinderat).

Bei den Berechnungen geht es sowohl um 
das durchschnittliche Effi zienzniveau als auch 
um die Unterschiede zwischen den Gemeinden. 
Es wird gefragt, ob der für ganz Deutschland 
 prognostizierte Bevölkerungsrückgang auf Ge-
meindeebene zu einem proportionalen Rückgang 
der Kosten für die Bereitstellung kommunaler 
Leistungen führen wird oder ob mit über- oder 
unterproportionaler Reaktion zu rechnen sein 
wird. Zu diesem Zweck werden die Gemeinden 
gruppenweise in große (über 10.000 Einwohner), 
mittlere und kleine Gemeinden (0 bis 3.000 
bzw. in einigen Modellspezifi kationen 2.000 bis 
4.000 Einwohner) zusammengefasst.

Im Benchmark mit den effi zientesten deut-
schen Gemeinden produzieren die Gemeinden in 
Baden-Württemberg ihre Leistungen im Durch-
schnitt um zwölf Prozent bis 14 Prozent zu teuer. 
Ein Teil dieser Differenz kann durch Effi zienz-
verbesserungen wettgemacht werden, dennoch 

bedeutet die Aussicht auf einen Einwohnerrück-
gang für einige Gemeinden einen erheblichen 
Druck zur Einleitung von Strukturänderungen. 
Kleinere Gemeinden könnten dabei besonders 
leiden, weil die Kosten der Leistungserstellung 
nur unterproportional sinken würden. Daraus 
folgern die Autoren, dass Gemeindezusammen-
legungen oder zumindest die gemeinsame Nut-
zung der Infrastruktur die Gesamtkosten verrin-
gern würde.

Kriese (2008) schätzt die Ineffi zienzen bei 
den Leistungen und Ausgaben von 505 sächsi-
schen Gemeinden. Für die Gemeindeleistungen 
werden Proxy-Variablen wie die Pro-Kopf-Ausga-
ben nach Altersgruppen (unter 20 Jahre, 20- bis 
65-Jährige, über 65-Jährige) oder die Zahl der 
 sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten (für 
die Leistungen der wirtschaftsnahen Infrastruk-
tur) verwendet. Aus der Betrachtung ausgeklam-
mert bleiben einerseits soziale Leistungen, weil 
deren Ausgabenhöhe vorgegeben ist und für die 
Gemeinden kein Spielraum besteht, und ande-
rerseits Investitionsausgaben, die als einmalige 
Aufwendungen behandelt werden. Ergebnis der 
Schätzungen war, dass die sächsischen Gemein-
den ihre Ausgaben um zehn Prozent bis 21 Pro-
zent verringern könnten, ohne das bisherige 
 Performanzniveau zu schmälern. 

Montén (2009) greift das Thema mit der Fest-
stellung auf, dass die Kommunen in Sachsen 
„identische Leistungen keineswegs zu identischen 
Kosten” bereitstellen. Dafür macht sie nicht so 
sehr Kostenunterschiede verantwortlich als viel-
mehr Ineffi zienzen bei einzelnen Kommunen. 
 Untersucht werden für das Jahr 2006 die Leistungs-
kategorien „allgemeine Verwaltung“, „Stadt-
planung“ und „Kindertageseinrichtungen“ – 
mit Anteilen von 11,0 Prozent, 3,65 Prozent und 
5,55 Prozent des durchschnittlichen Ausgaben-
volumens einer sächsischen Kommune. Als Inputs 
werden die (vorgegebenen) Gemeindeausgaben 
verwendet. Um den Einfl uss der Gemeindegröße 
auf die Ergebnisse zu relativieren, wurden die 
496 erfassten Gemeinden in vier Gruppen mit 
gleicher Gemeindezahl aufgeteilt: Daraus ergaben 
sich Gemeinden mit weniger als 2.103 Einwoh-
nern, mit 2.137 bis 3.541, mit 3.550 bis 6.710 
und mit mehr als 6.710 Einwohnern. 
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Aus den Schätzergebnissen für die einzelnen 
Leistungskategorien errechnet Montén für jede 
Gemeinde das theoretische Einsparpotenzial als 
Unterschied zwischen tatsächlich getätigten Aus-
gaben und dem effi zienten Ausgabenniveau. Im 
Bereich der „allgemeinen Verwaltung“ lassen sich 
bei den ineffi zienten Gemeinden pro Kopf der 
Bevölkerung je nach Größenklassen zwischen 
21 Euro und 52 Euro einsparen, woraus sich für 
Sachsen ein Gesamtbetrag von 51 Millionen Euro 
oder sieben Prozent der Ausgaben für allgemeine 
Verwaltung errechnet. Größere Gemeinden sind 
im Durchschnitt effi zienter als kleinere Gemein-
den. Das Einsparpotenzial ist aber auch bei den 
größeren Gemeinden nicht unerheblich, weil sie 
auch über die viel größeren Ausgabenvolumina 
verfügen. Bei der „Stadtplanung“ beträgt die Pro-
Kopf-Ersparnis zwischen 15 Euro und 23 Euro, 
insgesamt für Sachsen sieben Millionen Euro. Bei 
den Kindertagesstätten sind es pro Kopf zwischen 
15 Euro und 41 Euro, insgesamt etwa zwölf Mil-
lionen Euro. Auch in den beiden letzten Ausga-
benkategorien steigt die mittlere Effi zienz mit der 
Gemeindegrößenklasse.

Die wenigen Studien über die kommunale 
Effi zienz in Deutschland lassen also darauf schlie-
ßen, dass in den Städten und Gemeinden schon 
heute ein signifi kantes Verbesserungspotenzial 
besteht. Die vorhersehbare demografi sche Ent-
wicklung wird vor allem die kleineren Gemein-
den unter erhöhten Anpassungsdruck setzen.

3.4  Grenzen der Aussagefähigkeit

Die Beschreibung der empirischen Studien zur 
 Effi zienzmessung im öffentlichen Sektor hat ge-
zeigt, dass die zur Verfügung stehenden Ver fahren 
keineswegs zu unanfechtbaren Resultaten führen. 
Die Schätzungen liefern zwar im Allgemeinen 
erste Anhaltspunkte für die Zusammenhänge 
zwischen Inputs und Outputs/Outcomes unter 
bestimmten Umweltfaktoren, für wirtschafts-
politische Schlussfolgerungen empfi ehlt es sich 
aber, die Ergebnisse durch Kontrollrechnungen 
und weitergehende Überlegungen abzusichern. 
Die am häufi gsten auftretenden Probleme bei 

 Effi zienz- und Effektivitätsschätzungen sind im 
Folgenden zusammengefasst:
– Unter den verfügbaren Methoden sind die ge-

läufi gen nicht-parametrischen Verfahren de-
terministisch und anfällig für Ausreißer. Bei 
den parametrischen Regressionsansätzen muss 
vorweg eine Annahme über die Form der Pro-
duktionsfunktion getroffen werden. Parallel-
schätzungen mit unterschiedlichen Modellen 
führen oft zu völlig unterschiedlichen Ergeb-
nissen. Manche Beobachtungswerte liegen bei 
niedrigen Inputs zwar an der Effi zienzgrenze, 
können aber dennoch nicht als wirtschafts-
politisches Optimum gelten, wenn gleichzeitig 
der Output niedrig ist.

– Pestieau (2007) folgert aus seinen Untersuchun-
gen, dass Effi zienzvergleich nur zwischen Ein-
heiten mit ähnlicher Produktionstechnologie 
angestellt werden sollten, weshalb gesamtwirt-
schaftliche oder auch nur sektorale Vergleiche 
eher auf „Performance-Messung ohne Inputs“ 
beschränkt bleiben sollten.

– Die Datenlage ist vor allem für internationale 
Vergleiche oft völlig unzureichend, und es ist 
schwer, homogene Gruppen für Vergleiche 
 zusammenzustellen. Aus internationalen Ver-
gleichen lassen sich daher nur beschränkt Aus-
sagen für einzelne Länder ableiten. Manche 
empirischen Studien leiden auch unter wenig 
plausiblen Proxy-Variablen für die theoretisch 
als sinnvoll erkannten Inputs, Outputs und 
Umweltfaktoren.

– Die Wirkungen von Inputs und Umweltfakto-
ren auf Outputs und insbesondere Outcomes 
ist oft stark verzögert, sodass eine eindeutige 
Zuordnung schwer fällt. Darüber hinaus kann 
oft nicht sichergestellt werden, dass die erklä-
renden Variablen untereinander unabhängig 
sind.

– Einstufi ge (und nicht-parametrische) Effi zienz-
messungen können zu Fehlinterpretationen 
führen, wenn exogene Faktoren vernachlässigt 
werden, die für einen Teil der gemessenen In-
effi zienzen verantwortlich zeichnen. So muss 
man etwa anerkennen, dass im Ausbildungs-
bereich die Umweltfaktoren (die familiäre Si-
tuation des Schülers) für den Lernerfolg viel 
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wichtiger sein können als die Ausweitung der 
Bildungsausgaben. Dann sollte bei den exo-
genen Rahmenbedingungen nach Ansatzpunk-
ten für Effi zienzverbesserungen gesucht wer-
den, die (vielleicht nur langfristig) von der 
 Politik beeinfl usst werden können. 

– Über die Ursachen von endogenen Effi zienzpro-
blemen geben diese Studien keine Auskunft.

Die dargestellten Effi zienzschätzungen und 
die daraus abgeleiteten Aussagen über Verbes-
serungspotenziale sind mit großen Unsicherhei-
ten behaftet. Dennoch ist es Aufgabe der Politik, 
alle Möglichkeiten zur Verbesserung von Effi zienz 
und Effektivität der öffentlichen Ausgaben aus-
zuschöpfen. Im Folgenden wird auf theoretische 
und praktische Ansätze hierzu eingegangen.
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4. Ansätze zur Effi zienz- und Effektivitätsverbesserung

Ungeachtet der methodischen Probleme von Ef-
fi zienzschätzungen lassen die Schätzungen der 
Effi zienzgrenze und der Distanzen einzelner Be-
obachtungspunkte von den effi zienten Beobach-
tungen an der Grenze Rückschlüsse über die Exis-
tenz von Ineffi zienzen zu. Neben der Diagnose 
von etwaigen Ineffi zienzen können die effi zien-
ten Punkte an der Grenze daraufhin analysiert 
werden, ob sie für die eigene Politik als Best-
Practice-Fälle dienen können, um exogene und 
endogene Ursachen für bestehende Ineffi zienzen 
identifi zieren und beseitigen zu können. Die 
meisten empirischen Arbeiten beschränken sich 
auf die Effi zienzanalyse, ohne konkrete Hinwei-
se auf Maßnahmen zur Effi zienzverbesserung zu 
geben. Zu den Ausnahmen gehören die Arbeiten 
der Europäischen Kommission, wenn sie Empfeh-
lungen an die Mitgliedstaaten zum Ziel haben, 
sowie manche Arbeiten der OECD. Aus einigen 
internationalen Vergleichen (z. B. Gupta/Verhoe-
ven 2001; Herrera/Pang 2005; Afonso et al. 2005; 
Hauner/Kyobe 2008) kann man schließen, dass 
die Effi zienz der Staatsausgaben mit zunehmen-
dem Ausgabenniveau sinkt. Ob die unterschied-
lichen Ergebnisse vom Sektor oder der gewählten 
Zeitspanne abhängen, kann aus den vorliegen-
den Arbeiten nicht beantwortet werden. Zeigt der 
Verlauf der Produktionsfunktion eine derartige 
Konstellation an, sollte die Effektivität der Staats-
tätigkeit nicht über Ausgabensenkungen, sondern 
durch Maßnahmen zur Anhebung von Umfang 
und Qualität der Leistungen verbessert werden. 
Zur Steigerung der Effi zienz und Effektivität der 
Staatsausgaben fordern Conte et al. (2009) einen 
umfassenden Ansatz, der neben Outputs und 
 Inputs auch die exogenen Rahmenbedingungen 

umfasst und sich nicht nur auf den betroffenen 
Sektor (im konkreten Fall den Forschungsbereich) 
bezieht.

Mit der Verbreitung der Ideen des „New Pub-
lic Management“ sind in vielen Ländern mehr 
oder weniger umfangreiche Reformen in Angriff 
genommen worden. Sie waren zunächst auf die 
Verbesserung der Beziehungen zum Bürger ge-
richtet, sind jedoch durch Ziele wie Produktivi -
tät, Effi zienz und Effektivität der öffentlichen 
Verwaltung ergänzt worden. Lonti/Woods (2008) 
zeigen freilich, dass nicht alle institutionellen 
 Reformen zur Effi zienzverbesserung im öffent-
lichen Sektor beitragen. Als Ursachen für die nur 
eingeschränkte empirische Evidenz einer Auswir-
kung von institutionellen Reformen auf die Effi -
zienz im öffentlichen Sektor kann man festhal-
ten, dass Reformen oft ideologisch motiviert sind 
und nicht von vornherein der Effi zienz dienen 
und dass die mit der Umsetzung von Reformen 
betrauten Personen ihre Erfolge oft überbetonen. 
Nicht auszuschließen ist freilich auch, dass Er-
folge von Reformen eintreten, aber aus Daten-
mangel oder wegen zu grober Messkonzepte nicht 
ausreichend dokumentiert sind.

Nachfolgend werden – ähnlich wie bei Jou-
mard et al. (2004) – potenziell produktionsstei-
gernde Reformansätze diskutiert, die mit den 
oben dargestellten Effi zienzanalysen direkt oder 
indirekt in Zusammenhang stehen. Es handelt 
sich dabei um Reformen der Budgetprozesse und 
der Managementsysteme, um E-Government, um 
Performancesteuerung sowie um den verstärkten 
Einsatz von Marktelementen. Diese Elemente 
sind in der (internationalen) Praxis am weitesten 
verbreitet.
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4.1 Reform der Budgetprozesse und des   
 Managementsystems

Hauptaufgabe von Reformen im Budgetbereich 
ist es, das traditionell inputorientierte Steue-
rungsmodell durch eine Outputorientierung zu 
ersetzen (Joumard et al. 2004). Die öffentliche Ver-
waltung soll durch bewusste Zielsetzungen, leis-
tungsabhängige Anreizmechanismen und markt-
nahe Elemente angereichert und damit die Effi -
zienz gesteigert werden. Mit Konzepten wie 
 Wettbewerb und Kundenorientierung sollen 
 bürokratische Verwaltungselemente („red tape“) 
und andere Ineffi zienzen ausgemerzt werden. 
Eine größere Marktnähe kann u.a. durch öffent-
liche Ausschreibungen, Evaluierung und Bench-
marking von öffentlichen Leistungen, Ermittlung 
der Kosten sowie Outsourcing von Aktivitäten 
aus der unmittelbaren staatlichen Bürokratie er-
reicht werden.

Als Ausfl uss der Diskussion über die „Quali-
tät der öffentlichen Finanzen“ fordert die Euro-
päische Kommission die Mitgliedsländer seit Jah-
ren zu Reformen der Budgetprozesse auf. Da -
runter werden sowohl der Budgeterstellungs- als 
auch der Budgetvollzugsprozess verstanden. Für 
Joumard et al. (2004) stehen die in der Praxis 
 erfolgreichen Möglichkeiten der Budgetplanung 
und -kontrolle im Vordergrund. Dazu gehören 
eine mittelfristige Budgetplanung, Konsolidie-
rung der Budgetdarstellung, Ausgabenobergren-
zen (wie in der Schweiz, in Schweden, Finnland, 
Österreich), die Notwendigkeit des Budgetaus-
gleichs (auf subnationaler Ebene etwa in Däne-
mark, USA, in Deutschland künftig auf gesamt-
staatlicher Ebene in Form der „Schuldenbremse“) 
und ein nachhaltiges Monitoring der Staatsau s-
gaben. Solche Regeln müssen die Zyklik des 
 Budgets berücksichtigen und sollten eine mehr-
jährige Basis haben und/oder von konjunktur-
bereinigten Entwicklungen ausgehen.

In einigen Ländern gibt es eine Abhängig-
keit der Budgetausgaben von erzielten Effi  zienz-
verbesserungen. Die OECD hat in einem Pilot-
projekt 2007 zehn Mitgliedsländer (darunter 
Deutschland) befragt, in welcher Weise sie Effi -
zienzverbesserungen in der Budgetierung berück-
sichtigen (siehe Lonti/Woods 2008). Die Umfrage 

ergab, dass in den meisten Ländern eine Effi -
zienzverbesserung auf jährlicher Basis eingefor-
dert oder einer Verbesserung Rechnung getragen 
wird. In Deutschland erfolgt die Effi zienzanalyse 
im Zuge der Vorbereitungen der Ministerien für 
den Budgetentwurf. In den Niederlanden werden 
Effi zienzverbesserungen weitgehend durch Bud-
getkürzungen kompensiert, in anderen Ländern 
(z. B. Finnland) verbleibt ein Teil der Ersparnisse 
im Budget der jeweiligen Organisation, um An-
reize für weitere Effi zienzsteigerungen zu bieten.

In Verbindung damit stehen Reformen im 
Personalmanagement, mit denen die Personal-
entwicklung gefördert und den Führungsposi-
tionen mehr Verantwortlichkeit übertragen wird. 
Von einer Anpassung der Anreizstrukturen an 
jene in der Privatwirtschaft werden Qualitäts-
verbesserungen und Kostensenkungen erwartet. 
Erfolgreich sind auch die Ansätze beim Total-
Quality Management (TQM), einem personen-
bezogenen Managementsystem, das ursprünglich 
für den privaten Unternehmenssektor entwickelt 
wurde und sich die laufende Verbesserung der 
Kundenzufriedenheit zu möglichst niedrigen 
Kosten zum Ziel setzt (Lindsay/Petrick 1997).

4.2 E-Government als Instrument der   
 Produktivitätssteigerung

E-Government ist nach einer Defi nition der Ver-
waltungswissenschaftler Lucke/Reinermann (2000) 
„die Abwicklung geschäftlicher Prozesse im 
 Zusammenhang mit Regieren und Verwalten 
(Government) mit Hilfe von Informations- und 
Kommunikationstechniken über elektronische 
Medien.“ Bei E-Government geht es sowohl um 
Prozesse innerhalb des öffentlichen Sektors als 
auch um Interaktionen zwischen Staat und Bür-
gern, Unternehmen, Non-Profi t und Non-Go vern-
ment-Organisationen. Die Anwendung von In-
formations- und Kommunikationstechnologie 
(IKT) in der Verwaltung wird dabei begleitet durch 
Reformen der Verwaltungsorganisation und der 
personellen Qualifi kationsstrukturen im Verwal-
tungsapparat, mit dem Ziel, öffentliche Dienst-
leistungen und demokratische Prozesse zu ver-
bessern.
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9 Die Schaffung einheitlicher Anlauf- und Kontaktstellen, über die alle Verwaltungsvorgänge abgewickelt werden, dient aber vor allem der 
verbesserten Serviceleistung und erst in zweiter Linie der Realisierung von Einsparungen im öffentlichen Sektor.

10 Dabei ist festzuhalten, dass eine verwaltungsübergreifende elektronische Zusammenarbeit grundsätzlich natürlich eine kompatible IKT-
Infrastruktur bedingt. Handelt jede Verwaltung für sich, dann entstehen möglicherweise erhebliche Kosten (Systemsynchronisation) 
durch nicht abgestimmte IKT-Strukturen. Das gilt insbesondere für die Entwicklung geeigneter Software-Lösungen für die Verwaltungen. 
In diesem Kontext wäre es sinnvoll, nicht nur technische Lösungen abzustimmen, sondern auf fachlicher Ebene eine entsprechende 
Kooperation zu ermöglichen. Damit könnten gemeinsame IKT-Strukturen auch den erwünschten Nebeneffekt haben, dass es zu einer 
Harmonisierung der unterstützten Verwaltungsprozesse kommt.

4.2.1 Vorteile der verstärkten Nutzung   
 von E-Government

E-Government kann als Instrument zur Produk-
tivitätssteigerung der öffentlichen Verwaltung 
durch die Nutzung von IKT, und hier vor allem 
durch das Internet, angesehen werden (OECD  
2005a). Auch die EU-Dienstleistungsrichtlinie for-
dert eine Weiterentwicklung des E-Government 
im Sinne des One-stop-shop-Prinzips.9 In der ein-
schlägigen Literatur werden eine Reihe  potenziel-
ler Vorteile der verstärkten Nutzung von E-Go-
vernment herausgestellt (z.B. EUPAN 2004; Ander-
sen 2006; United Nations 2008):
– Verbesserte Datenqualität:
 Fehler in bürokratischen Abläufen durch Miss-

verständnisse und Ungenauigkeiten lassen sich 
durch eine Selbsteingabe persönlicher Daten 
durch den Nutzer verhindern. Die Fehler- und 
Irrtumswahrscheinlichkeit beim Erfassen pri-
vater Informationen ist bei eigenständiger 
 Eingabe um ein Vielfaches geringer als beim 
herkömmlichen Abtippen durch Amtsperso-
nen. Das Ausschalten dieser Fehlerquelle ver-
mindert zeit- und kostenintensive Nachbear-
beitung.

– Verkürzte Bearbeitungs- und Prozesszeiten:
 Die Digitalisierung der Dienstleistungen spart 

sowohl beim Anbieter als auch beim Nach-
frager Zeit. Durch die Automatisierung von 
 Gesamt- oder Teilprozessen werden Antwort-
zeiten drastisch verkürzt. Dabei reduziert der 
Aufbau von elektronischen Netzwerken der Ver-
waltungsorgane zum Informationsaustausch 
Doppelgleisigkeiten in der Datenerfassung und 
-bearbeitung.

– Verbesserte Servicequalität und Konsumenten-
zufriedenheit:

 Rund um die Uhr verfügbare Dienstleistungen 
und Informationen sowie die beschleunigte 
Bearbeitung von Standardanfragen, wodurch 

gleichzeitig Ressourcen für zeitintensive Indi-
vidualanliegen freigesetzt werden, sorgen für 
eine Verbesserung der Servicequalität. E-Govern-
ment kann darüber hinaus die Transparenz der 
Verwaltungsprozesse erhöhen. Informationen 
über die Dienstleistung selbst als auch über die 
Prozeduren im Hintergrund steigern die Zu-
friedenheit der Bürger.

– Kostenreduktion im öffentlichen Sektor:
 Die öffentlich Bediensteten gewinnen durch 

die Automatisierung von Routineprozessen 
Zeit, um sich komplizierter Probleme anzuneh-
men. Eine effi zientere Ressourcennutzung er-
öffnet dann Produktivitätsgewinne und Ein-
sparmöglichkeiten. IKT-Lösungen können da-
bei nicht nur innerhalb einzelner Verwaltungs-
einheiten verwirklicht werden. Einsparungs-
und Produktivitätseffekte können durch 
gemeinsame Lösungen für mehrere Behörden, 
ggf. auch ebenenübergreifend, erzielt werden. 
Das spielt vor allem dann eine Rolle, wenn 
im Zuge der gemeinschaftlichen Aufgaben-
wahrnehmung die Ebenen ohnehin zusam-
menarbeiten und ein schneller Informations-
fl uss zwischen Behörden notwendig ist.10

– Gesamtwirtschaftliche Aspekte:
 Nutzerfreundliche öffentliche Dienstleistun-

gen senken Transaktionskosten im privaten 
Sektor, etwa bei der Anmeldung von Gewerbe-
betrieben. Dabei kann die Reduktion adminis-
trativer Lasten durch E-Government-Anwen-
dungen das gesamtwirtschaftliche Wachstums-
potenzial stärken (Chevallerau 2005).

4.2.2  Einsparungen und Produktivitäts-
  gewinne durch E-Government?

Einer allgemeinen These zufolge können, wie oben 
erwähnt, durch den Einsatz von IKT-Lösungen im 
öffentlichen Sektor nicht nur die Zeitkosten und 
fi nanziellen Kosten der Bürger und Unternehmen 
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infolge der Vereinfachung der Kontakte mit der Bü-
rokratie (One-stop-shop-Prinzip), sondern auch die 
Verwaltungskosten reduziert werden.

Um beschleunigte Prozesse, reduzierte Kos-
ten und höhere Dienstleistungsqualität zu erzie-
len, bedarf es jedoch substanzieller Reorgani sa-
tionsschritte im Backoffi ce und in der Koopera-
tion zwischen öffentlichen Stellen. Von Bedeu-
tung sind in diesem Kontext die Rekrutierung 
von IKT-Experten und Schulungen der bisherigen 
Mitarbeiter. Kosteneinsparungen für Verwaltung 
und für Konsumenten der Verwaltungsleistungen 
sind nicht alleine durch die Schaffung von Web-
portalen und eine Vielzahl von Services zu rea-
lisieren. Produktivitätssteigerungen der öffent-
lichen Hand durch Nutzung von IKT sind aller-
dings quantitativ schwer zu erfassen.

Typischerweise werden Einsparungspoten-
ziale durch E-Government in der Planung und 
bei Ex-ante-Evaluierungen (oft unter Beteiligung 
von externen Consulting-Firmen) recht optimis-
tisch eingeschätzt. Die Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsmanagement in Köln 
und die b.i.t. Consult GmbH leiten beispielswei-
se in einer gemeinsamen Studie (2007) für Kern-
prozesse in Kommunalverwaltungen in Deutsch-
land durch den Einsatz von E-Government-Lö-
sungen im Frontoffi ce und im Backoffi ce ein Ein-
sparungspotenzial in Höhe von 20 Prozent bis 
40 Prozent ab. In der Potenzialanalyse wird vor 
allem betont, dass das Einsparpotenzial bei ver-
waltungsinternen Prozessen sehr viel größer sei 
als auf Seiten der Verwaltungskunden. Bei den 
Kernprozessen hätten 80 Prozent ihren Nut-
zenschwerpunkt auf Seiten der Verwaltung und 
20 Prozent auf der Kundenseite. Deshalb solle der 
Einsatz von E-Government zunächst die verwal-
tungsinterne Optimierung der Geschäftsprozesse 
und der prozessnahen IT im Fokus haben.

Ex-post-Evaluierungen der möglichen Kos-
tenersparnisse fallen demgegenüber nicht ganz 
so positiv aus; Untersuchungen über möglicher-
weise realisierte Produktivitätsgewinne werden 
oft gar nicht durchgeführt. Aichholzer/Spitzenber-
ger (2005: 31) sprechen von zum Teil „übertrie-
benen Hoffnungen, aus E-Government rasche 
 fi nanzielle Netto-Erträge für die öffentliche Hand 
zu lukrieren.“ Capgemini/TNO (2004) fassen acht 

Fallstudien zusammen und kommen zum Ergeb-
nis, dass vorgebliche, vor der Einführung von 
 E-Government prognostizierte Einsparungen von 
den Organisationen kaum je quantifi ziert wur-
den. Die OECD (Curristine/Lonti/Joumard 2007) 
stellt hierzu fest, dass „there has been little em pi-
rical evidence to test the claims about e-govern-
ment. The evidence of the benefi ts of e-govern-
ment is rather anecdotic than based on empirical 
research. Some studies are based on perceptions 
of the impact of e-government and not on actual 
results.“

Dennoch forciert auch die OECD das E-Go-
vernment. Mit der raschen Ausbreitung der Nut-
zung des Internet und anderer elektronischer 
 Medien sowohl in der Verwaltung als auch im 
Kundenbereich sollten sich die Vorteile bald auch 
in den Daten niederschlagen. Insgesamt scheint 
E-Government aber zumindest ein hohes Potenzial 
für Effi zienzverbesserungen in sich zu bergen. Das 
gilt sowohl für die beschleunigte und kosten-
günstigere Abwicklung verwaltungsinterner Pro-
zesse, aber vor allem auch für die verbesserte 
Kommunikation zwischen Verwaltung und Bür-
gern/Unternehmen.

Wie weit Deutschland mit der Einführung 
von E-Government gekommen ist, zeigt ein inter-
nationaler Vergleich des Consulting-Unterneh-
mens Capgemini, das im Auftrag der EU-Kom-
mission seit 2002 die Umsetzung der EU-Direkti-
ven und die Implementierung von E-Government 
in der Europäischen Union evaluiert. Der Fort-
schritt wird anhand der Indikatoren Online-Ver-
fügbarkeit und Online-Reifegrad für 20  öffent -
liche Basisbereiche gemessen, von denen zwölf 
den Kommunikationskanal Staat – Bürger und 
weitere acht die Kommunikation Staat – Unter-
nehmen erfassen.

Hinsichtlich beider Kriterien nimmt Deutsch-
land nach den Erhebungen von Capgemini (2010) 
im Jahr 2010 nur einen Mittelfeldplatz (Rang 12) 
im Sample der insgesamt 32 EU-Länder ein, hat 
sich aber gegenüber 2009 um drei Plätze verbes-
sert (s. Abbildung 5). Beim Angebot der unter-
nehmensbezogenen E-Government-Services er-
reicht man dabei einen leicht überdurchschnitt-
lichen Wert; leicht unterdurchschnittlich bei 
den Services für Bürger.
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Abbildung 5:

Volle Online-Verfügbarkeit, 2009 und 2010

Quelle: Capgemini 2010.
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Die Ergebnisse einer Vergleichsstudie des Public 
Administration Networks der Vereinten Nationen 
(UNPAN) stufen Deutschland ähnlich ein (United 
Nations 2010). Der dort verwendete Hauptin di-
kator „eGovernment Readiness“ umfasst neben 
der Verfügbarkeit und dem Reifegrad eine Anzahl 
weiterer länderspezifi scher Charakteristika, die 
für die effi ziente und effektive Implementierung 
von IT im öffentlichen Sektor von Bedeutung 
sind. Berücksichtigt wird hier vor allem auch die 
Verfügbarkeit von Internet-Anschlüssen in der 
Bevölkerung als Voraussetzung für die Nutzung 
von E-Government-Diensten.

4.3   Performancesteuerung 

4.3.1 Grundidee

Im traditionellen Steuerungsmodell ist das Han-
deln der Behörden nicht auf die Erbringung von 
Leistungen, sondern auf Einhaltung regulativer 

Vorgaben gerichtet. Ein breit diskutierter Reform-
ansatz propagiert dagegen den Ersatz durch eine 
leistungs- und wirkungsorientierte Steuerung 
(Performancesteuerung), die mit Anreizen für    
die Verwaltung verbunden ist, die Leistungs-
erstellung ökonomisch effi zienter vorzunehmen. 
Der Wechsel von der Input- zu Output- und Out-
comeorientierung bei der Verwaltungssteuerung 
wird als das zentrale Element der Verwaltungs-
modernisierung im Sinne des NPM angesehen 
(OECD 2005; Schedler/Proeller 2006: 131ff.). Im 
Kern steht dahinter die Idee, dass ein hohes 
 Potenzial für Effi zienzsteigerungen darin besteht, 
die Auftraggeberrolle mit strategischen Aspekten 
der Aufgabenerfüllung von der Auftragnehmer-
rolle mit ihren operativen Aspekten zu trennen. 
Dabei wird der Verwaltungsführung Entschei-
dungsautonomie zugestanden, mit welchen Maß-
nahmen die Performanceziele zu erreichen sind. 
Operative Eingriffsrechte der politischen Ebene 
gegenüber der beauftragten Behörde werden auf 
ein Minimum reduziert.
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Das zentrale Reforminstrument ist in diesem 
Kontext die Steuerung im Rahmen von Leistungs-
kontrakten, üblicherweise in Verbindung mit der 
Einführung von Globalbudgets für die mit der 
Leistungserbringung beauftragten Organisations-
einheiten. Damit erteilen die politischen Ent-
scheidungsträger den nachgeordneten Verwal-
tungsbehörden (oder ausgegliederten Agenturen) 
in ausgehandelten Zielvereinbarungen einen Leis-
tungsauftrag zur Erstellung von Outputs (Leis-
tungen) oder zur Erreichung bestimmter Out-
comes (Wirkungen). Man spricht in diesem Kon-
text von einer wirkungsorientierten Verwaltungs-
steuerung.

Hinsichtlich der zugewiesenen Ressourcen 
sollte nach diesen Vorstellungen eine weitgehen-
de dezentralisierte Entscheidungsautonomie der 
Verwaltungsleitung bestehen. Dies bezieht sich 
einerseits auf den Einsatz von eigenverantwort-
lich entwickelten Problemlösungsstrategien, an-
dererseits auf die Planung des Ressourcenein satzes 
(Personal- und Sachaufwand) in den dezentrali-
sierten Einheiten. Dadurch wird die Ressourcen- 
und Ergebnisverantwortung bei der ausführenden 
Organisationseinheit (bzw. bei der jeweils zustän-
digen Leitungsebene) zusammengeführt. Dazu 
zählt weiterhin die Überlegung, dass Verwal-
tungseinheiten für eine eigenverantwortliche 
Leistungserstellung ihren Finanzmitteleinsatz 
nicht in Einjahresansätzen, sondern im Rahmen 
mehrjähriger Ansätze planen.

Als Hauptvorteile einer performanceorien-
tierten Budgetierung (PB) werden in der Literatur 
genannt (z.B. OECD 2005):
– PB zwingt politische Akteure und oberste Ver-

waltungsebenen dazu, ihre Ziele konkreter aus-
zuformulieren. Dadurch wird auch die Einbet-
tung von Einzelprogrammen in ein politisches 
Zielsystem deutlicher.

– Performancemessung und Abweichungen von 
vorgegebenen Zielen induzieren einen Dis-
kussions- und gegebenenfalls auch Politikrevi-
sionsprozess.

– PB verstärkt den Blick auf die strategische Pla-
nung, v. a. wenn die Einheiten über die not-
wendige Entscheidungsfl exibilität verfügen.

– Durch höhere Transparenz wird die politische 
Debatte in der Öffentlichkeit angeregt.

4.3.2 Voraussetzungen und Grenzen einer   
 Steuerung über Kennzahlen

Performancesteuerung über Benchmarking ist an 
eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft. Dabei 
spielen sowohl allgemeine Verfahrensprobleme 
als auch spezielle Implementierungsprobleme im 
politischen Prozess, die sich aus den Anreizsys-
temen der politischen und bürokratischen Akteu-
re ergeben, eine wichtige Rolle.

Implementierung, Operationalisierungsprobleme 
und Anreize
Das in der einschlägigen Literatur am inten sivsten 
diskutierte Problem ist die Messung und Ope ra-
tionalisierung der Zielvorgaben für die Verwal-
tungsperformance. In Politikfeldern wie Verkehr, 
Bildung und Gesundheit kann beispielsweise von 
einer erheblich besseren Quantifi zierbarkeit der 
Ziele ausgegangen werden als in der nicht-funk-
tionsbezogenen Hoheitsverwaltung oder der 
 äußeren Sicherheit.

In bestimmten Tätigkeitsfeldern der öffent-
lichen Verwaltung sind Performancemessungen 
oft problematisch, sie sind jedoch nicht vollkom-
men ausgeschlossen. Ein wesentliches Element 
der Leistungsmessung ist etwa die Dauer von 
 Verwaltungsverfahren, z. B. bei der Erteilung von 
behördlichen Genehmigungen. Auch die Öff-
nungszeiten von Ämtern, die Intensität des 
 E-Government-Einsatzes, die Existenz von Be-
hörden-Lotsen oder die Dauer der Behandlung 
von Beschwerden könnten in einem umfassen-
den Qualitätskatalog Berücksichtigung fi nden. In 
den meisten Fällen dürften also zumindest Teil-
leistungen der Behörden quantifi ziert werden 
können. Selbst wenn eine eindeutige Quantifi -
zierung unmöglich ist, kann durch regelmäßige 
Befragungen die Kundenzufriedenheit mit dem 
Verwaltungsservice ermittelt werden.

Die Einzelerfassung von Verwaltungsleistun-
gen wird der Mehrdimensionalität der erbrachten 
Verwaltungsaktivitäten jedoch selten gerecht. So 
wird beispielsweise die Performance von Justiz-
behörden sowohl anhand der durchschnittlichen 
Dauer eines Rechtsverfahrens als auch anhand 
der „Richtigkeit“ der Entscheidungen und der 
Fairness der Prozesse beurteilt. Während aber die 
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Verfahrensdauer verhältnismäßig gut messbar 
ist, ist das Qualitätsmerkmal „korrekte Entschei-
dung“ schwerer zu quantifi zieren. Generell dürfte 
es nur wenige Bereiche in der Verwaltung geben, 
die einer Performancemessung überhaupt nicht 
zugänglich sind.

Probleme entstehen, wenn nur der (schein-
bar leichter) messbare Bestandteil der Leistungen 
als Basis für die Beurteilung herangezogen wird. 
Eine Fokussierung auf das Verfahrenstempo 
könnte die schwerer quantifi zierbare Qualität der 
Entscheidungen der Justizbehörden verringern, 
da Anreize bestehen, den Schwerpunkt auf die 
messbaren Verwaltungsaktivitäten zu legen (Dixit 
2002).

So können durch wenig durchdachte oder 
eindimensionale Indikatorsysteme dysfunktio-
nale Anreize gesetzt werden. Wenn beispielsweise 
im Bildungswesen die Zahl der Abschlüsse als 
Performance-Indikator für die Bildungsanbieter 
(Schulen, Universitäten) verwendet wird, wird 
ein Anreiz erzeugt, den Schwierigkeitsgrad der 
Prüfungen zu senken. Im Gesundheitswesen kön-
nen Anbieter ein „Rosinenpicken“ betreiben und 
schwer behandelbare kostenintensivere Fälle 
nicht bearbeiten, um eine bessere Gesamtper-
formance auszuweisen. Die Arbeitsmarktverwal-
tung könnte sich bei einer exklusiv auf Vermitt-
lungszahlen abgestellten Leistungsmessung dar-
auf beschränken, nur die leichteren Fälle zu 
 be arbeiten und schwer vermittelbare Problem-
gruppen zu vernachlässigen. Insgesamt ist die 
Formulierung von anreizkompatiblen Leistungs-
vorgaben eine durchaus anspruchsvolle Aufgabe. 

Probleme stellen sich auch bei der Imple-
mentierung der Anreizsysteme. Budgetkürzungen 
bei Verfehlen der ausgehandelten Leistungs- oder 
Wirkungsziele oder bei einer im Vergleich unter-
durchschnittlichen Performance sind nicht im-
mer ein geeignetes Sanktions- und Steuerungs-
instrument. So ist vorstellbar, dass Performance-
ziele nicht erreicht wurden, weil die Organisa-
tionseinheit mit einem zu engen Budgetrahmen 
versehen wurde. Eine Mittelkürzung würde in der 
Folgeperiode dazu führen, dass die angestrebten 
Qualitätsziele noch schwerer erreicht werden 
können. Ebenso zweifelhaft wäre es allerdings, 
jede Nichterfüllung der vorgegebenen Standards 

auf Unterbudgetierung zurückzuführen, und aut o-
matisch mit einer Aufstockung der Mittel zu 
 reagieren (Allam 2007). Die Konstruktion eines 
anreizkompatiblen Formelsystems ist ein überaus 
anspruchsvolles Unterfangen, das prinzipiell bei-
den Optionen Rechnung tragen sollte.

Finanzielle Sanktionen, die nicht an einen 
Formelautomatismus gebunden sind, sind jedoch 
mit Glaubwürdigkeitsdefi ziten verbunden (Rom-
zek/Johnston 2005). So ist die Androhung einer 
Mittelkürzung bei Nichterfüllung der Perfor-
manceziele politisch schwer durchsetzbar, da in 
den Augen der Öffentlichkeit damit Leistungs-
kürzungen verbunden sind. Darüber hinaus 
 stehen gleichgerichtete Ausgabeninteressen der 
politischen Entscheidungsträger und der Büro-
kratieleitung einer Verringerung der Finanzmit-
tel entgegen. Umgekehrt besteht auf Seiten der 
Politik ein Anreiz, in der Verwaltung erwirtschaf-
tete Einsparungen dem Budget zuzuführen, um 
Konsolidierungsziele zu erreichen. Vor allem in 
Zeiten hohen Konsolidierungsdrucks sind Zu-
sicherungen an die Verwaltungseinheiten, dass 
Einsparungen einbehalten werden dürfen, wenig 
glaubhaft. Damit nimmt der Anreiz der Verwal-
tungseinheiten ab, durch effi zienteren Mittel-
einsatz Überschüsse über die globalen Budget-
mittel zu erzielen.

Zurechnung der Verantwortlichkeit 
(„accountability-Probleme“)
Während zwar die Outputs (Leistungen, Pro-
dukte) unmittelbar auf Aktivitäten der öffentli-
chen Verwaltung zurückzuführen sind, sind die 
tatsächlichen Outcomes (Wirkungen), die für das 
Kontraktmanagement und die Verwaltungssteue-
rung von wesentlicher Bedeutung sind, praktisch 
niemals nur dem Verwaltungshandeln zuzurech-
nen. Accountability setzt voraus, dass Kosten und 
Performance auch der jeweiligen Verwaltungs-
einheit zurechenbar sind. Dies ist in mehrfacher 
Hinsicht im öffentlichen Sektor nicht unproble-
matisch. Zum einen werden die Outcomes der 
Verwaltung oft von Umweltfaktoren maßgeblich 
mit beeinfl usst, sodass eine genaue Zurechnung 
der Verantwortlichkeiten für ein bestimmtes poli-
tisches Ergebnis schwer möglich ist. Die für eine 
Performance-Budgetierung notwendige Identifi -
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kation von Ursache-Wirkungs-Beziehungen – und 
damit der „Verantwortung“ für die Ergebnisse – 
ist in der Realität sehr schwierig. Probleme erge-
ben sich zum anderen, weil zwischen der Imple-
mentierung einer Politikmaßnahme und dem 
Einsetzen der Wirkungen oft ein time lag besteht 
(Wirkungsverzögerung). In der Praxis wird sich 
eine Steuerung daher oft auf Leistungen und we-
niger auf Wirkungen des Verwaltungshandelns 
beschränken müssen.

Verantwortlichkeit setzt voraus, dass die 
 jeweilige Einheit die relevanten Entscheidungen 
eigenständig trifft. Verfl echtungen von Ent schei-
dungskompetenzen zwischen politischen und 
bürokratischen Entscheidungsträgern verwäs-
sern Verantwortlichkeiten. So befi ndet Naschold 
(1995a: 101), dass mit zunehmendem Ausmaß 
sich überlappender Verantwortlichkeiten von 
B ehörden sowohl die Ergebnissteuerung als auch 
die Ergebnisevaluation schwieriger werden: „Er-
gebnissteuerung erfordert somit, weit mehr als 
die bürokratische Regelsteuerung, eine möglichst 
weitgehende Deckung von Kompetenz- und Auf-
gabenbereich.“ Speziell in föderativen Mehr-
ebenensystemen wie in Deutschland stellen be-
stehende Verfl echtungen ein nicht unerhebliches 
Problem für eine Performancesteuerung dar.

Konkretisierungsgrad des Leistungsauftrags
Hinter den Vorschlägen zur Stärkung der Ma-
nagementautonomie steht die Vorstellung, dass 
einer der Hauptgründe für Ineffi zienzen die 
 Überregulierung des Verwaltungshandelns durch 
politische Eingriffe ist. Ein Vorteil von Global-
budgets mit Leistungskontrakten wird daher auch 
darin gesehen, dass die Politik von operativen 
Detailplanungen entlastet wird. Diskretionäre 
Handlungsspielräume der Verwaltung werden ge-
genüber den Verfahren der traditionellen Büro-
kratiesteuerung mittels detaillierter Inputs und 

Verfahrensvorschriften in einem System der Per-
formancesteuerung erheblich vergrößert. Je un-
schärfer jedoch der Leistungsauftrag der Politik 
formuliert ist und je größer die diskretionären 
Freiräume der Verwaltungsleitung sind, desto 
größer ist auch das Risiko einer Untersteuerung 
der Verwaltung. Insofern geht es darum, einen 
optimalen Ausgleich zwischen Flexibilität und 
zielorientierter Steuerung zu erreichen (OECD 
2005) 11. In der politischen Sphäre existieren aber 
stets mehrere Akteure mit durchaus divergieren-
den Interessen. In der Praxis führt dies oft dazu, 
dass die Fachbürokratie nicht mit einem eindeu-
tigen Auftrag versehen wird, sondern mehr-
dimensionale, komplexe oder im schlechtesten 
Fall sogar widersprüchliche Zielvorgaben von der 
Politik erhält (Propper/Wilson 2003).

Aus politökonomischem Blickwinkel ist bis-
weilen fraglich, ob die politischen Auftraggeber 
den Anreiz haben, der Verwaltung die notwendi-
gen Freiräume im operativen Handeln zu gewäh-
ren. Weitgehende Entscheidungsfreiheiten der 
Bürokratie gehen mit einem Verlust von Fein-
steuerungskapazitäten einher, der aber für die 
 politische Ebene unattraktiv ist. Insofern bleibt 
das Risiko der Übersteuerung, das durch die Per-
formance-Steuerung der Verwaltung eigentlich 
ausgeschaltet werden sollte, bestehen12.

Öffentlichkeit
Im öffentlichen Sektor spielt vor allem auch die 
öffentliche Meinung eine zentrale Rolle. Ein 
schlechter Ranglistenplatz im intergovernmen-
talen Vergleich wirkt sich grundsätzlich negativ 
auf die Reputation der verantwortlichen Ent-
scheidungsträger aus (implizite Anreizfunktion). 
Um diesen Anreizeffekt zu stärken, sollten die 
verfügbaren Informationen über die relativen 
Verwaltungsleistungen publiziert und den Bür-
gern als Kunden (und letztlich auch Zahlern) zur 

11  „Too much discretion for public servants may result in abuse of authority, distortion of policies, selfi nterested judgement, or even in-
creased corruption. Limiting discretion extensively through rules and regulations can result in ineffi ciency, ineffectiveness and an unre-
sponsive public service. Indeed, reformers who call for greater autonomy and fl exibility have argued that the problem is not that there 
are too few checks on the public sector, but too many.“ (OECD, 2005: 189)

12 So weist auch die OECD (2005: 189) darauf hin, dass „reform initiatives, in theory, seek to delegate authority, increase fl exibility and 
relax input controls. Across OECD countries in general, however, there is no clear pattern of input controls being lightened as perfor-
mance indicators are strengthened.“ Vgl. Bogumil/Grohs/Kuhlmann (2006) zu den Defi ziten bei der Umsetzung dieser Reformmaßnah-
men auf kommunaler Ebene in Deutschland.
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Verfügung gestellt werden. Geheimhaltung der 
Ergebnisse für die Öffentlichkeit ist der Ent -
faltung von Anreizwirkungen demgegenüber 
 hin derlich.

In diesem Kontext ist auch zu berücksich-
tigen, dass in Politik und Verwaltung die Bereit-
schaft, sich einer intensiveren Kontrolle durch 
die Öffentlichkeit auf Basis von publizierten, 
messbaren Leistungszielen auszusetzen, nicht 
sehr ausgeprägt ist. Die Beteiligten versuchen, 
 einer Evaluierung der Zielerreichung möglichst 
auszuweichen, indem die Leistungsvorgaben nur 
sehr vage gehalten oder wenig ambitioniert an-
gesetzt werden.

4.4 Verstärkter Einsatz von 
 Wettbewerbselementen 

In einigen Bereichen der öffentlichen Verwaltung 
kann es sich lohnen, bürokratisch-hierarchische 
Vorschriften und Verhaltensweisen durch Wett-
bewerbselemente zu ersetzen. Dadurch sollen auf 
der Angebotsseite die Kundenorientierung ver-
stärkt und das Kostenbewusstsein geschärft wer-
den. Als Instrumente kommen u. a. Benchmar-
king, öffentliche und transparente Vergabever-
fahren, PPP-Projekte, Outsourcing und Privati-
sierung in Frage. 

Benchmarking ist eines der zentralen Instru-
mente bei Effi zienzvergleichen, mit dessen Hilfe 
Best Practice ermittelt werden kann. Vorausset-
zung hierfür sind vergleichbare Daten, die im ma-
kroökonomischen Bereich auf einem umfassen-
den Informationssystem und im mikroökono-
mischen Bereich auf nachvollziehbaren Kosten-
rechnungen basieren. 

Um Verwaltungskosten zu senken, sind ver-
schiedene Formen der Arbeitsteilung zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor angedacht und 
umgesetzt worden. Unter anderem ist das Out-
sourcing von öffentlichen Aufgaben zu privaten 
Betreibern forciert worden. Nicht alle öffent-
lichen Aufgaben müssen von staatlichen Stellen 
selbst erfüllt werden, in manchen Fällen genügt 
die vertragliche oder gesetzliche Verpfl ichtung 
 eines privaten Unternehmens. Beispiele für Ver-
tragslösungen wären private Busunternehmen, 

die im Massenverkehr eingesetzt werden, oder 
private Müllentsorger, die im Auftrag einer Ge-
meinde tätig sind. Gesetzliche Lösungen können 
als Nebenbedingung einer staatlichen Konzes-
sionsvergabe auftreten, wenn etwa der Erwerb 
 einer Berechtigung für Paketzustellung mit der 
Verpfl ichtung zur Versorgung entlegener Gebiete 
verbunden ist. Die erzielbaren Kostensenkungen 
für den Staat hängen von den jeweiligen Rah-
menbedingungen ab, Joumard et al. (2004) refe-
rieren Schätzungen, die in der Größenordnung 
von zehn Prozent bis 30 Prozent liegen. Erspar-
nisse ergeben sich vor allem aus Skaleneffekten 
und Spezialisierungen. Allerdings sind Ausglie-
derungen nicht immer positiv verlaufen. Mit dem 
Outsourcing werden nämlich sowohl die Kon-
trollmöglichkeiten des Staates als auch die Trans-
parenz über die Budgetausgaben eingeschränkt. 

Finanzierungs- und Betreibermodelle mit 
Public-Private-Partnership (PPP) bieten sich für 
Infrastrukturinvestitionen an, über welche der 
Staat ein gewisses Ausmaß an Kontrolle behalten 
soll (z. B. Verkehrsprojekte), und für Dienstleis-
tungen, die hauptsächlich vom Staat nachgefragt 
werden (z. B. Sicherheitsdienste). PPP-Modelle 
tragen im Ausmaß des privaten Finanzierungs-
anteils dazu bei, die Staatsausgaben zumindest 
temporär zu senken und die Risiken aus dem 
 Projekt auf mehrere Partner zu verteilen, ohne 
die staatlichen Zielsetzungen (z. B. Bereitstellung 
öffentlicher Güter, Verteilungsgesichtspunkte) zu 
verletzen. Über den Finanzierungsaspekt hinaus 
lassen PPP-Modelle erwarten, dass privates Ma-
nagement-Know-how in das Projekt einfl ießt, das 
sich am Markt bereits bewährt hat und eine 
 friktionsfreie Projektabwicklung bezüglich der 
Zeit- und Kostenpläne sichert. Das Projektrisiko 
wird teilweise vom Steuerzahler zu Aktionären 
verschoben, die ihr Risiko auf den Finanzmärkten 
oder durch Steuerung des Projektes selbst absi-
chern können. Die Nachteile von PPP-Projekten 
liegen zunächst im aufwändigen Ausschreibungs-
prozess, der sicherstellen muss, dass das Projekt 
im Betrieb dem Wettbewerb ausgesetzt ist und 
der Staat nicht ein Ausfallsrisiko trägt. Auch un-
ter Berücksichtigung dieser Grundsätze lässt sich 
bei wichtigen Infrastrukturprojekten kaum ver-
meiden, dass die öffentliche Hand ein Restrisiko 
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trägt. Diese Kombination von privatwirtschaftli-
chem Know-how mit öffentlichen Interessen 
führt nur dann zum Ziel, wenn der private Part-
ner einen ausreichenden Gewinn bzw. Nutzen 
erwarten kann und die Effi zienzgewinne aus der 
Beschleunigung des Projektes nicht durch lang-
fristig höhere Errichtungs- und Betriebskosten auf-
gefressen werden (Handler/Schratzenstaller 2005).

Bei materiellen Privatisierungen wird das 
 Eigentum an Produktionsmitteln vom Staat an 
Private veräußert. Ziel einer solchen Transaktion 
kann es sein, dem staatlichen Budget eine Ein-
maleinnahme zu verschaffen. Häufi g geht es aber 
auch darum, damit die Produktion eines bisher 
vom Staat hergestellten Gutes an Private zu über-
tragen, weil es sich nicht (mehr) um eine staat-
liche Aufgabe handelt (z. B. das Betreiben des 
Bankgeschäftes) oder weil mit der Privatisierung 
die Vorteile des marktlichen Wettbewerbs genützt 
werden können (z. B. Auslagerung der Reparatur 
von öffentlichen Gebäuden). Zu beachten ist frei-
lich, dass mit einer Privatisierung nicht automa-
tisch auch marktmäßiges Verhalten begründet 
wird, wenn etwa an einem Monopolbetrieb nur 
das Eigentum übertragen wird, aber kein Wett-
bewerb entsteht. 

Das Beschaffungswesen der öffentlichen 
Hand, also der Kauf von Gütern und Leistungen 
durch Gebietskörperschaften und staatliche Un-
ternehmen, macht im Durchschnitt aller OECD-
Staaten etwa ein Fünftel des BIP aus. Dieser Wert 
liegt in Deutschland mit 18 Prozent knapp unter 
dem Durchschnitt und in Österreich mit 25 Pro-
zent darüber (Lonti/Woods 2008). Um den Bin-
nenmarkt auch in diesem Bereich umzusetzen, 
verlangen europäische und nationale Gesetze 
für staatliche Auftragsvergaben ab bestimmter 
Schwellenwerte ein transparentes Vergabever-
fahren. Dadurch entsteht Wettbewerb unter den 
Anbietern, der die Qualität der ausgeschriebenen 
Leistungen fördert und einen Druck auf die Preise 
ausübt. Um den Wettbewerb zu verstärken, wird 
der Staat bei jeder Ausschreibung bestrebt sein, 
das Interesse möglichst vieler Anbieter zu we-
cken. Aus Kostengründen kann sich aber eine 

 Beschränkung der Bieterzahl empfehlen, insbe-
sondere wenn die Ausführung des Projektes spe-
zielle Fähigkeiten erfordert, die nur wenige An-
bieter besitzen. In der Form des „e-Procurement“ 
verfügt das Beschaffungswesen in der EU nun 
auch über ein vergleichsweise rasches und kos-
tengünstiges Verfahren. Die Europäische Kom-
mission schätzt, dass sich bei breiter Anwendung 
von e-Procure ment die Einkaufspreise für die 
 öffentliche Hand um fünf Prozent und die Ver-
fahrenskosten um mindestens 50 Prozent senken 
lassen (European Commission 2004).

4.5 Ausblick – Umbau des Sozialstaats vom  
 Transfer- zum Dienstleistungsstaat

Effi zienzpotenziale im öffentlichen Sektor und 
eine Zunahme der Produktivität der Staatstätig-
keit im weiteren Sinne können auch durch den 
Umbau des Sozialstaats vom Transfer- zum Dienst-
leistungsstaat realisiert werden: Die Transformati-
on des traditionellen Wohlfahrtsstaats hin zum 
vorbeugenden oder investiven Wohlfahrtsstaat, 
bei dem nicht Reparatur, sondern Employability 
und Empowerment im Vordergrund stehen13, 
stellt ein wichtiges Element der Verbesserung der 
Qualität der öffentlichen Finanzen dar.

Beispielhaft kann dies an zwei Bereichen 
 illustriert werden: erstens für die Familienpolitik 
bzw. Frauen mit Kindern, zweitens für die Pen-
sionspolitik bzw. ältere Arbeitnehmer. Angesichts 
der abzusehenden demographischen Entwick-
lung und der damit einhergehenden Verknap-
pung von Arbeitskräften gewinnt in beiden Poli-
tikfeldern die Zielsetzung der Erhöhung der Er-
werbsbeteiligung der betroffenen Zielgruppen – 
Frauen mit Kindern bzw. ältere Arbeitnehmer – 
zunehmend an Bedeutung.

Die Familienpolitik hat grundsätzlich zwei 
Instrumentengruppen zur Verfügung: monetäre 
Transferleistungen einerseits und reale Transfers 
– vorwiegend Betreuungseinrichtungen – ande-
rerseits. Empirische Studien zeigen, dass unge-
bundene Geldleistungen sowie Elternurlaubs-

13 Vgl. hierzu insbesondere Esping-Andersen ( 2009).
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14 Vgl. für Hinweise auf einschlägige empirische Studien Bock-Schappelwein/Eppel/Mühlberger (2009) oder Schratzenstaller (2011).
15 Vgl. für Literaturhinweise Schratzenstaller (2011).

regelungen mit einkommensunabhängigen Lohn-
ersatzleistungen zumindest ambivalent hinsicht-
lich des Zieles einer verstärkten Erwerbsbeteiligung 
von Müttern sind, während Kinderbetreuungs-
einrichtungen eine der wichtigsten Determinan-
ten ihrer Erwerbsbeteiligung sind.14 Gleichzeitig 
sind qualitativ hochwertige Kinderbetreuungs-
einrichtungen von großer Bedeutung für die 
frühkindliche Förderung. Eine Reihe aktueller 
empirischer Untersuchungen kann nachweisen, 
dass die Bildungsrenditen im frühkindlichen 
 Alter höher sind als jene von späteren Bildungs-
investitionen und dass frühkindliche Bildungs-
investitionen die soziale Mobilität vor allem in 
den bildungsfernen Schichten erhöhen.15 Von 
 einer Familienpolitik, die den Ausbau von Betreu-
ungseinrichtungen im vorschulischen Bereich 
und gerade für die unter Dreijährigen forciert, 
sind daher über verschiedene Kanäle positive 
Wirkungen auf Wachstum und Produktivität 
 einer Volkswirtschaft zu erwarten. Insgesamt 
würde damit eine (weitere) Umschichtung der 
 familienpolitischen Ausgaben weg von monetä-
ren hin zu realen Transfers deren volkswirtschaft-
liche Rendite erhöhen.

Erwartungen einer Steigerung von Wachs-
tum und Produktivität können auch an die Aus-
weitung der Erwerbsbeteiligung älterer Arbeit-
nehmer geknüpft werden; konkret an die Erhö-
hung des faktischen Rentenantrittsalters durch 
die Eindämmung der vorzeitigen Pensionierung 
von älteren und krankheitsgefährdeten Arbeit-
nehmern (vgl. zum Folgenden Guger 2011). Maß-
nahmen hierzu sind etwa arbeitgeberseitige An-
reize zum Schutz der Arbeitsfähigkeit der Mitar-
beiter (z. B. Experience Rating, Lohnfortzahlung 
der Arbeitgeber im Krankheitsfall) sowie zum 
Ausbau des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz 
ebenso wie die Förderung von Aus- und Weiter-
bildung („lebenslanges Lernen“). Neben dem 
volkswirtschaftlichen Nutzen sind positive lang-
fristige Effekte für die öffentlichen Haushalte 
wahrscheinlich: Die zur Hebung der Erwerbs-
beteiligung älterer Arbeitnehmer kurzfristig er-
forderlichen zusätzlichen „vorbeugenden“ Aus-

gaben entlasten langfristig die sozialen Siche-
rungssysteme, da die älteren Arbeitnehmer länger 
im Erwerbsprozess blieben: Sie zahlen daher län-
ger in die Sicherungssysteme ein und beziehen 
kürzer Leistungen daraus (so könnten beispiels-
weise die Ausgaben für Frühpensionierungen ge-
senkt werden). 

In diesem Zusammenhang ist auch festzu-
halten, dass theoretische Überlegungen nahele-
gen, dass erstens bestimmte Ausgabenkategorien 
(die in der einschlägigen Literatur oft als „pro-
duktive“ Ausgaben bezeichnet werden) größere 
gesamtwirtschaftliche Wachstums- und Produk-
tivitätseffekte haben als andere, „nicht-produk-
tive“ (vgl. etwa Lucas 1988; Barro 1990; Barro/ 
Sala-i-Martin 1992; Gemmell/Kneller/Sanz 2011). 
Daraus folgt, dass eine Umschichtung der Aus-
gaben weg von unproduktiven hin zu produk-
tiven Ausgaben das langfristige Wachstums-
potenzial einer Volkswirtschaft stärken hilft. Em-
pirisch ist die Abgrenzung zwischen produktiven 
und unproduktiven Ausgabengruppen allerdings 
weniger klar (Bayraktar/Moreno-Dodson 2010). 
Ganz grob lässt sich aus der vorliegenden empi-
rischen Evidenz ableiten, dass zu den produk-
tiven Staatsausgaben jene für die Kernaufgaben 
des Staates (allgemeine Verwaltung, öffentliche 
Ordnung und Sicherheit, Verteidigung), Infra-
struktur, Bildung und Gesundheit gehören, wäh-
rend Sozialtransfers und Subventionen, Zinszah-
lungen sowie Ausgaben für Freizeit, Kultur und Er-
holung eher unproduktiv sind (Gemmell/Kneller/
Sanz 2011; Semmler et al. 2007; Bayraktar/Moreno-
Dodson 2010). Diese Einteilung ist für die prak-
tische Wirtschaftspolitik wohl zu grob und sie 
ist auch inhaltlich zu hinterfragen, weil etwa der 
sozialen Sicherheit heute ein positiver Beitrag 
zum Wirtschaftswachstum attestiert wird (z. B. 
Leoni et al. 2011).

Darüber hinaus ist a priori aufgrund von theo-
retischen Überlegungen die Annahme plausibel, 
dass eine stärkere Konzentration auf vorsorgende 
Aktivitäten langfristig die Ausgabendynamik im 
öffentlichen Sektor insofern zu dämpfen hilft, als 
dadurch Folgekosten des Nicht-Handelns (kura-
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tive Ausgaben) vermieden werden können; von 
ihnen ist zu vermuten, dass sie höher sind als die 
erforderlichen vorsorgenden Ausgaben. Die em-
pirische Literatur hierzu steckt allerdings noch in 
den Anfängen. Als Beispiel kann der traditionelle 
Ansatz in der Gesundheitsökonomie dienen, die 
langfristigen volkswirtschaftlichen Kosten eines 
ungesunden Lebensstils (falsche Ernährungsge-
wohnheiten und Übergewicht, Tabak- und Alko-
holkonsum etc.) zu ermitteln. Versuche, diese 

langfristigen Kosten in einem umfassenden An-
satz mit den Kosten bzw. Nutzen präventiver 
Maßnahmen zu saldieren, existieren bislang we-
nige. Ebenso wenig eindeutig sind die bisherigen 
Ergebnisse: So zeigen etwa Untersuchungen der 
OECD, dass Übergewichtige zwar höhere Ge-
sundheitsausgaben verursachen als Normalge-
wichtige, aber insgesamt geringere öffentliche 
Ausgaben (Sassi 2010).
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5. Zusammenfassende Bemerkungen

Ein vergleichender Überblick über die Literatur 
zur Effi zienz und Effektivität des öffentlichen 
Sektors gestaltet sich schwierig: Die Fragestellun-
gen können sehr unterschiedlich sein, die theo-
retischen Grundlagen sind vielschichtig (mit 
 mikro- und makroökonomischen Elementen), 
die Methoden vielfältig (parametrische und nicht-
parametrische Modelle) und die Daten oft nicht 
problemadäquat. Daher gibt es ein breites Spek-
trum von Untersuchungen, deren Ergebnisse oft 
nicht miteinander kompatibel erscheinen. In die-
ser Arbeit wurde versucht, einen Einblick in die 
methodischen Grundlagen zu geben und eine 
Auswahl von empirischen Studien geordnet nach 
staatlichen Aufgabenbereichen mit ihren An-
nahmen und Ergebnissen darzustellen. Wo es 
möglich war, wurde dabei auch die Position 
Deutschlands im Datenraum festgehalten. Wie 
sehr die Aussagen der Studien ganz allgemein zu 
relativieren sind, wurde in einem eigenen Ab-
schnitt festgehalten. Der letzte Schwerpunkt 
 dieser Arbeit liegt auf den in der Literatur erwähn-
ten Ansätzen zur Effi zienz- und Effektivitätsver-
bes serung.

Ein Blick in die Literatur zeigt, dass die zur 
Verfügung stehenden Methoden zwar gewisse 
Hinweise auf Best Practice in der öffentlichen 
Verwaltung geben, dass sie aber für den wirt-
schaftspolitischen Entscheidungsprozess nur gro-
be Anhaltspunkte liefern. Dies liegt nicht nur an 
den sensibel auf Datenänderungen reagierenden 
Methoden, sondern auch an der oft mangel -
haften Qualität der Daten selbst; allen jüngeren 
Anstrengungen zum Trotz besteht nach wie vor 
eine große Datenlücke zu den mittlerweile ziem-
lich ausgefeilten Schätzmethoden. 

Manche Autoren (wie Ravallion 2005) stellen 
die Anwendung der Modelle für technische Effi -
zienz auch im Bereich der Wirtschafts- und So-
zialpolitik überhaupt in Frage. Aber selbst wenn 

man darüber hinwegsieht, dass in der Praxis nicht 
alle Modellannahmen vollkommen zutreffen, 
reicht die Effi zienzmessung allein im Allgemei-
nen wohl nicht aus, um daraus wirtschaftspoli-
tische Empfehlungen abzuleiten. Dennoch ist  
die Ermittlung von Effi zienzlücken ein erster 
 Diagnoseschritt, der durch Analysen zu den Ur-
sachen für Ineffi zienzen ergänzt werden muss. 
Erst darauf können Maßnahmen zur Beseitigung 
der Ineffi zienzen aufbauen. Im Auge zu behalten 
ist dabei stets, dass die bei Schätzungen von Effi -
zienzpotenzialen eingesetzten Beziehungen zwi-
schen Variablen keine Aussagen über die Kausa-
litätsrichtung zulassen.

Bei der Beurteilung der Effi zienz öffentlicher 
Leistungen stellt sich eine grundsätzliche Frage, 
wie weit nämlich die als Output oder Outcome 
 defi nierten Leistungen zum langfristigen Wohl-
befi nden einer Gesellschaft beitragen. Die mikro-
ökonomischen Outputs können allenfalls wie 
Mosaiksteine zu einem Gesamtbild zusammen-
gesetzt werden, unklar ist aber, ob sie sich nahtlos 
aneinander reihen lassen. Gravierender stellt sich 
diese Frage bei den Outcomes, die politische Ziele 
repräsentieren. Hier kann es in einer demokra-
tischen Gesellschaft zu Wertedebatten kommen, 
ob auch tatsächlich „das Richtige getan“ wird. 
 Jedenfalls sollten die Ergebnisse von Effi zienz-
schätzungen daraufhin überprüft werden, wie sie 
sich in das gesamte Zielsystem der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik einfügen. Maßnahmen, die der 
Effi zienzverbesserung dienen, aber gleichzeitig 
wichtige andere Ziele verletzen, müssen doppelt 
hinterfragt werden. 

Zwischen Effi zienz und Effektivität wird hier 
keine scharfe Trennung vorgenommen, die Ef-
fektivität reicht nur weiter in die Makroökono-
mie und in die Wirtschaftspolitik hinein, als dies 
im Allgemeinen für die Effi zienz gilt. Zu betonen 
ist aber, dass die Effektivität bis zu einem gewis-
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sen Grad von der Effi zienz abhängt, und die Poli-
tik sich der Möglichkeit der besseren Zielerrei-
chung durch Effi zienzverbesserung bewusst sein 
sollte. Umgekehrt ist für die Politik auch von Be-
deutung, dass die bei einem Output/Outcome 
 gemessenen Ineffi zienzen nicht nur über die 
Steuerung der Inputs zu beheben ist; vielmehr 
sind auch jene „exogenen“ Umweltfaktoren im 
Auge zu behalten, die zwar kurzfristig nicht ver-
änderbar erscheinen mögen, die aber langfristig 
zum Gesamtergebnis wesentlich beitragen.

Häufi g werden konkrete Outputindikatoren 
(die Immunisierung gegen Masern) auf sehr all-
gemeine Inputvariablen (gesamte öffentliche Ge-
sundheitsausgaben) bezogen. Im internationalen 
Vergleich unterscheiden sich dann die Rangord-
nungen von Input-Effi zienzen bei unterschied-
lichen Outputindikatoren nur wenig, und die 
 Ergebnisse solcher Berechnungen bleiben unbe-
stimmt. Manche der für die Schätzungen verwen-
deten Outputindikatoren lassen sich nur schwer 
von Outcomeindikatoren unterscheiden. 

Bei der Interpretation der Input-Output-Re-
lationen ist auch zu berücksichtigen, dass (aus 
welchen Gründen immer) vernachlässigte Inputs 
zu überhöhten Outputwerten führen und damit 
die Effi zienz jener Länder überschätzt wird, die 
diese Inputs überdurchschnittlich einsetzen. Zu 
beachten ist auch, dass eine Best-practice-Posi-
tion das Potenzial für Effi zienzverbesserungen 
unterschätzen kann, weil selbst eine Lage an der 
Effi zienzgrenze aus politischer Sicht nicht den 
optimalen Wert einnehmen muss.

Um die Robustheit der Schätzungen zu tes-
ten, rechnen manche Autoren mehrere Modelle 
parallel, und zwar sowohl hinsichtlich der Spe-
zifi kation der Produktionsfunktion als auch der 
verwendeten Variablen.

Die empirischen Arbeiten konzentrieren sich 
auf einige wenige Sektoren, für die es sinnvolle 
Bezugsgrößen und dazugehörige Daten gibt. In 
internationalen Vergleichen zeigt sich, dass meist 
große Unterschiede zwischen den untersuchten 
Bereichen und Ländern – auch zwischen den EU-
Mitgliedern – bestehen. Effi zienzschätzungen aus 
internationalen Vergleichen können daher nicht 
mehr als erste Annäherungen an die Ermittlung 
von Ineffi zienzen sein, die für sich genommen 

nur ungefähre zahlenmäßige Aussagen über Ver-
besserungspotenziale in einzelnen Ländern zulas-
sen. Zur Konkretisierung bedarf es spezifi scher 
Schätzungen bezogen auf den konkreten Output-
bereich in einem bestimmten Land bzw. einer 
Überprüfung von Ergebnissen durch alternative 
Schätzmethoden (Estache et al. 2007).

Effi zienzschätzungen dienen nicht nur der 
Ermittlung von Einsparungspotenzialen, auch 
wenn dieser Aspekt gegenwärtig häufi g im Vor-
dergrund steht. Sie helfen auch bei der Beur-
teilung, wie anpassungsfähig eine öffentliche 
Stelle (Kommune) mit ihren Leistungen an künf-
tige Veränderungen der Rahmenbedingungen 
(z. B. bei Geys et al. 2007, der mögliche Rückgang 
der Einwohnerzahl) ist.

Bei Ineffi zienzen lassen die parametrischen 
und nicht-parametrischen Schätzmethoden die 
Wahl zwischen inputorientierter und output-
orientierter Darstellung. Die Entscheidung über 
die Berechnungsart wird manchmal technisch 
begründet (sind die Outputs vorgegeben, wird 
man die Inputs anpassen und umgekehrt), sie ist 
aber oft auch politisch motiviert. Im Zuge einer 
Budgetkonsolidierung werden Einsparungen bei 
den Staatsausgaben gefordert sein, wogegen beim 
Ziel einer Verbesserung der Outputs/Outcomes 
(z. B. des Gesundheitsniveaus) andere Maßnah-
men (z. B. Förderung des Gesundheitsbewusst-
seins) zu setzen sein werden.

Interessant ist das Ergebnis bei Hauner/Kyobe 
(2008), das sich auch in anderen Arbeiten wie-
derfi ndet, wonach die Effi zienz des öffentlichen 
Sektors mit dem Pro-Kopf-Einkommen steigt, 
aber mit der Staatsausgabenquote sinkt. Dies lässt 
den Schluss zu, dass die staatlichen Leistungen 
mit zunehmendem Wohlstand an Quantität und 
Qualität zunehmen, aber eine laufende Aus-
weitung des staatlichen Engagements zu über-
denken ist.

Wie mit dem Umfang der Staatsausgaben 
umzugehen ist, um mehr Effi zienz zu erreichen, 
kann erst nach weiteren Informationen beurteilt 
werden. Nur in einigen wenigen Bereichen – etwa 
im F&E-Bereich (Conte et al. 2009) – kann man 
davon ausgehen, dass sich mit einer Ausweitung 
der Staatsausgaben auch die Effi zienz verbessern 
lässt. Manche Studien (z. B. Jarasuriya/Wodon 
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2003) gelangen selbst für Entwicklungsländer 
zum Ergebnis, dass ein Mehr an staatlichen Aus-
gaben nicht unbedingt eine Verbesserung der 
Leistungen garantiert. Ergeben empirische Un-
tersuchungen, dass die Input-Effi zienzwerte mit 
dem Umfang der Staatsausgaben negativ korre-
liert sind (wie bei Gupta/Verhoeven 2001), kann 
man schließen, dass die Leistungen der öffent-
lichen Hand nicht primär über Ausgabensteige-
rungen, sondern über Effi zienzsteigerungen ver-
bessert werden müssen. Auch eine Kürzung der 
Ausgaben ist sorgfältig zu überlegen: Die zunächst 
defi nitionsgemäß erreichbare Effi zienzverbesse-
rung kann sich als kurzfristiger Trugschluss er-
weisen, wenn längerfristig Umfang und Qualität 
der Outputs beeinträchtigt werden. 

Wie die Ansätze für Effi zienz- und Effekti-
vitätsverbesserungen gezeigt haben, gibt es neben 
der Steuerung über den Umfang der Staatsaus-
gaben eine Reihe von Effi zienz erhöhenden Ver-
waltungsreformen. Sie reichen von Vereinfachun-
gen der Budgetprozesse und E-Government über 
leistungs- und wirkungsorientierte Verwaltungs-
steuerung bis zum Einsatz von Anreiz- und Wett-
bewerbselementen. Ein Ergebnis solcher Denk-
ansätze, für die eine umfassende empirische Eva-
luierung allerdings noch aussteht, ist, dass die 
öffentliche Hand mit einer Fokussierung auf effi -
ziente Leistungserbringung statt breit gestreuter 
Transfers und auf vorsorgende statt kurative 
 Ausgaben die Effi zienz und Effektivität der Staats-
ausgaben langfristig deutlich verbessern kann.
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